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Wikkenberg Schweinik, Torgau Tiebenwerda, Sangerhauſen Erkartsberga und die Mansfelder Rreile.
Expedikivn: Barz 42/43. Geöffnek werktags von 7 Khr früh bis 7 Uhr nachm. a Redaktkivn: Barz 42/43. Sprechſtunde werkkags ?/212 Uhr mitkags.

Kolowien und Hangdel.

Daß der Beſitz an Kolonien dem deutſchen Kapital Vor
keil bringt, iſt von der Sozialdemokratie nie beſtritten, im
Gegenteil nachdrücklich betont worden. Nur iſt damit noch
lange nicht geſagt, daß ſie auch den Arbeitern etwas
nützen. Es macht deshalb einen ſonderbaren Eindruck, wenn
von offiziöſer Seite immer wieder der Verſuch gemacht wird,
den angeblichen Nutzen unſerer Kolonialpolitik dadurch zu er
weiſen, daß man die Vorteile aufzählt, die Handel, Induſtrie
oder Landwirtſchaft davon haben ſollen. Das kann gegenüber
der ſozialdemokratiſchen Kritik gar nicht ins Gewicht fallen,
denn der ſpringende Punkt iſt immer der, ob dieſe Vorteile
nicht zum Schaden der deutſchen Arbeiterklaſſe ausſchlagen.
Freilich iſt das eine Sache, die die Bourgeoiſie einfach nicht
verſtehen kann. Denn ſie ſieht nicht; ſie kann nicht ſehen und
will nicht ſehen den Jntereſſengegenſatz zwiſchen Kapital und
Arbeit, ſie redet ſich mit Gewalt ein: was für das Kapital
gut iſt, das nütze eben dadurch auch den Arbeitern. Trotzdem
fühlen die Verteidiger der Kolonialpolitik wohl die Schwäche
ihrer Poſition, und ſie wiſſen da nichts anderes, als die tat
ſächlich vorhandenen und von niemand geleugneten Vorteile
der Kolonien zu vergrößern und zu übertreiben. Das tut
denn auch wieder eine kolonialwirtſchaftliche Studie, die das
amtliche Reichsarbeitsblatt veröffentlicht und die den Nutzen
der deutſchen Kolonien für den deutſchen Handel beweiſen
ſoll. Es lohnt ſich, einen Blick auf die darin enthaltenen
Uebertreibungen zu werfen.

Bekanntlich hat das deutſche Wirtſchaftsleben in den letzten
25 Jahren einen vollſtändigen Umſchwung durchgemacht. Die
Landwirtſchaft iſt zurückgetreten, die Induſtrie hat die Füh
rung übernommen, und Hand in Hand mit ihr hat der Handel
einen mächtigen Aufſchwung erlebt. Man iſt alſo berechtigt,
zu ſchließen, daß auch weiterhin die Blüte des Handels zur
Vorausſetzung hat die Blüte der ie. Hiexvon gus-

gehend, ſtellt die Studic einfach die Behauptung auf, daß die
fernere Blüte der deutſchen Induſtrie nur dann geſichert ſei,
„wenn ſie einerſeits hinſichtlich der Verſorgung mit Rohſtoffen
vom Ausland unabhängiger wird, als das jetzt der
Fall iſt, und wenn ſie andererſeits neue Abſatzgebiete
für ihre Erzeugniſſe findet.“ Wohlverſtanden: Dieſe Be
hauptung wird nicht bewieſen, ſondern einfach als ſelbſtver
ſtändlich hingeſtellt. Damit hängt denn zuſammen, daß nur
die auswärtigen Beziehungen der Jnduſtrie und alſo auch nur
der auswärtige Handel in den Kreis der Betrachtungen
gezogen werden. Das iſt ſchon eine grobe Unterlaſſung und
ibt ein ganz falſches Bild von der Geſamtlage des deutſchenSantele. Freilich iſt es richtig, daß die deutſche Einfuhr in

der Zeit von 1885— 1609 von 2900 auf 8500 Millionen Mark,
die Ausfuhr im gleichen Zeitraum von 2900 auf 6600 Mil
lionen Mark geſtiegen iſt. Aber daneben nimmt doch der
deutſche Binnenhandel eine nicht minder bedeutende
Stellung ein und ſein Wachstum iſt mindeſtens von derſelben
Wichtigkeit für die deutſche Geſamtwirtſchaft geweſen, wie das
des Außenhandels. Hören wir z. B. folgende Schilderung des
ebenfalls bürgerlichen Nationalökonomen Dr. Gerloff:

„Die moderne Großſtadt iſt der Mittelpunkt des indu
ſtriellen Lebens. Sie bedarf der ſtändigen Zuführung von
Rohſtoffen und der Abnahme der erzeugten Halb und
Fertigfabrikate. Der direkte Verkehr zwiſchen den Produ-
zenten und den Konſumenten iſt hierbei ſo gut wie ausge
ſchloſſen, denn die örtliche Entfernung zwiſchen beiden muß
mit der Entſtehung von Jnduſtrieſtädten beſtimmten Charak-
ters, wie Eiſen und Kohlen, Seiden- und Baumwollſtädten
uſw. immer länger werden. Der Handel übernimmt die
Vermittlung, und dieſe wird um ſo notwendiger und viel
fältiger, je größer und bunter das Fadengewirr der Ver-
kehrsbeziehungen aller Art wird, die in den Großſtadtknoten
zuſammenlaufen.

Aehnlich iſt es mit der Güterverſorgung der in dieſen
Häuſermeeren lebenden Menſchen. Jn dem Maße, wie die

„Stadtbevölkerung wächſt, verliert ſie die unmittelbare Be-
ziehung zu der vor der Stadt wohnenden Landbevölkerung
und den anſäſſigen Handwerkern. Der Handel muß auch
hier eingreifen. Der Lebensmittelbedarf unſerer Rieſen-
ſtädte kann nicht durch Wochenmärkte, zu welchen die bäuer-
liche Bevölkerung korbweiſe Gemüſe, Butter, Eier uſw. her-
einbringt, befriedigt werden. Jmmer längere Verkehrs-
radien muß der Handel von dieſen Konſumtionszentren
ausziehen, nur eine ausreichende Fleiſchzufuhr, Milchver-
ſorgung uſw. ſicher zu ſtellen. Die Vorrathaltung, die auf
dem Lande noch eine große Rolle ſpielt, kommt bei der ſtädti
ſchen Bevölkerung mehr und mehr in Wegfall. Auch dieſe
Aufgabe fällt dem Handel zu.“

Das darf man doch nicht einfach verſchweigen oder mit ein
paar nebenſächlichen Redensarten abmachen, nur weil ſich
daraus ein Nutzen der Kolonien für den Handel nicht herleiten
läßt. Die Blüte des deutſchen Handels iſt keineswegs nur
von den auswärtigen Beziehungen abhängig, das Wachstum
des heimiſchen Marktes iſt mindeſtens ebenſo wichtig,
wenn nicht noch wichtiger. Damit beſtreiten wir natürlich
nicht, daß auch der auswärtige Handel und die auswärtigen
Beziehungen der Induſtrie ihre ungeheure Bedeutung haben.
Wenn nun geſagt wird, die deutſche Induſtrie kann ihre Blüte
nur bewahren, wenn ſie bei der Verſorgung mit Rohſtoffen
„vom Auslande unabhängiger“ wird, ſo fragen wir uns, was

damit gemeint ſei. Es kann der Fall eintreten, daß während
eines Krieges kein Rohmaterial nach Deutſchland herein-
kommt, ſei es, daß der feindliche Staat ſelbſt der Lieferant iſt,
ſet es, daß er mit ſeiner Kriegsflotte die Einfuhr hindert. Das
wäre natürlich ſehr ſchlimm. Aber dann können uns die Kolo-
nien doch auch nicht helfen. Denn wenn der Feind die Schiffe
aus Amerika nicht hereinläßt, dann doch ganz ſicher auch nicht
die aus Kamerun oder Togo. Der Fall kann alſo nicht ge
meint ſein. Dann käme der andere Fall in Betracht, daß in
Friedenszeiten irgend ein Staat uns keinen Rohſtoff liefert,
ſei es, weil er nicht kann oder weil er wegen einer diplo-
matiſchen Verhetzung oder Verärgerung nicht will. Dann
ſollen die deutſchen Kolonien dafür Erſatz leiſten.

Das iſt offenbar der Fall, den die Verteidiger der Kolonial-
politik im Auge haben. Aber da kann man wirklich nur den
Kopf ſchütteln und fragen, ob das ein ſchlechter Witz ſein ſoll
oder ob es ernſt gemeint iſt. Muß doch das Reichsarbeitsblatt
in demſelben Aufſatz mitteilen, daß die geſamte Ausfuhr aus
ſämtlichen deutſchen Kolonien im Jahre 1908 nur einen Wert
von etwa 4626 Millionen Mark erreicht hat, worin aber nur
etwa für 3034 Millionen Waren nach Deutſchland gingen!
Nicht wahr, das macht ſich recht ſtattlich aus neben den 7700
Millionen, die Deutſchland 1908 insgeſamt eingeführt und ver-
braucht hat! Da werden wir ja in Togo, Kamerun und Oſt-
afrika reichlichen Erſatz finden, wenn uns einmal Amerika
en Baumwolle oder kein Kupfer, Braſilien keinen Haffee
iefert.
Nun tun ſich die Verteidiger der Kolonialpolitik viel darauf

zugute, daß der Handel mit den Kolonien zugenommen hat.
Jhre Ausfuhr, die jetzt, wie geſagt, etwa 467 Millionen aus
macht, hat 1896 erſt 11 Millionen betragen. Wer nun aber
daraus ſchließen wollte, daß das ſo weiter gehen wird, der
würde arg enttäuſcht werden. Der bekannte Dr. Paul Rohr
bach, einer der eifrigſten Verteidiger der Kolonialpolitik, hat
in ſeinem Buche Wie machen wir unſere Kolonien rentabel?

daß von allen deutſchen Kolonien in Afrika einzig
afrita ein fruchtbares Land, die anderen dagigen ſämtlich

von einer nur mäßigen Fruchtbarkeit ſind. Und die Unfrucht
barkeit von Südweſt iſt ja bekannt. Es wird natürlich möglich
ſein, die Erträgniſſe dieſer Länder noch etwas zu ſteigern, aber
doch niemals ſo, daß ſie einen Erſatz für die Produktionen der
großen Kolonialreiche bieten.

Genau ſo ſteht es mit dem Abſatz deutſcher Waren nach den
Kolonien. Die geſamte Einfuhr in die Kolonien betrug 1908
rund 92 Millionen Mark, wovon Deutſchland etwa 57 Mil-
lionen geliefert hatte. Neben einer TotalAusfuhr des Deut-
ſchen Reiches von 6400 Millionen Auch hier hat eine Steige-
rung ſtattgefunden, 1896 führten die Kolonien nur für etwa
21 Millionen Mark ein. Aber auch hier darf man ſich keinen
zu großen Hoffnungen hingeben. Wer ſoll denn dort kaufen?
Die geſamte weiße Bevölkerung in allen Kolonien, Schutz
truppe und Beamte mitgerechnet, betrug 1909 noch keine 16 000
Perſonen. Jn Togo, Kamerun, Oſtafrika kann ſich der Weiße
überhaupt nicht dauernd aufhalten. Nur in Südweſtafrika
kann er das Klima ertragen. Aber dieſes Land iſt unfrucht
bar. Rohrbach berechnet in ſeinem genannten Buche, daß bei
einer Aufteilung des geſamten nutzbaren Landes in Zukunft
vielleicht einmal 50 000--100 000 Seelen dort von der Farm
wirtſchaft werden leben können. Dazu in den Städten aller
höchſtens ebenſo viel. Es iſt alſo ſehr hoch gerechnet, wenn
wir annehmen, daß nach Durchführung einer ſehr intenſiven
Kulturarbeit, die noch Jahrzehnte in Anſpruch nehmen müßte,
in ſämtlichen deutſchen Kolonien etwa 250 000 Weiße werden
leben können. So viel wie in einer deutſchen Mittelſtadt! Wer
ſich alſo nicht der Hoffnung hingibt, daß die Neger bald
maſſenhaft Schürzen und Unterhoſen tragen werden, der wird
auf einen einigermaßen ins Gewicht fallenden Verkauf deut
ſcher Waren nach den Kolonien wohl nicht rechnen dürfen.

Alſo noch einmal: kein vernünftiger Menſch zweifelt daran,
daß deutſche Kapitaliſten im Handel und Jnduſtrie Gewinn
und ſogar reichen Gewinn aus dem Verkehr mit den Kolo-
nien ziehen können. Aber in dieſer Weiſe die Vorteile über-
treiben, nur um Stimmung für die Kolonialpolitik zu machen
und die Tatſache zu verſchleiern, daß das Reich ſowohl wie die
Geſamtnation an jenen Vorteilen kaum einen Anteil hat, das
ſollte eine amtliche Zeitſchrift unter keinen Umſtänden tun.

Um Marokko.
Neue Unruhen.

Jm Susgebiet, dem Hinterlande von Agadir, ſind nun, wie
geſtern ſchon kurz berichtet, die erwarteten Unruhen pünktlich
ausgebrochen. Der Kaid von Tarudant hat „Europäern“, d. h.
Agenten von Mannesmann, Land verkauft; darum ziehen nun
die Eingeborenen vom Uaraſtamm, die keine europäiſchen An
ſiedelungen dulden wollen, gegen den Kaid und „üben Räube-
reien“, wie es eben nach den Kriegsſitten unziviliſierter und
ziviliſierter Staaten Brauch iſt. Die Redakteure der alldeutſchen
Zeitungen müſſen wahrſcheinlich ſelber dazu lachen, wenn ſie
jetzt ſchreiben, da ſehe man, wie nötig die Entſendung der
Berlin nach Agadir geweſen ſei, und Herr v. KiderlenWächter
müſſe den Franzoſen, die doch ganz gewiß die Unruhen ange
zettelt, dafür tüchtig den Text leſen. Die Franzoſen würden
Herrn v. KiderlenWächter, wenn er nach den alldentſchen Rat
ſchlägen handeln würde, ſofort ſchachmatt ſetzen durch die Frage,
woher er denn wiſſe, daß die Unruhen von Franzoſen und nicht

von Mannesmannagenten angezettelt ſeien. Die Behauptung
ver Täglichen Rundſchau, die Sache könne nur ſo und ſo ſein
und nicht anders, gilt im diplomatiſchen Verkehr noch nicht als
dokumentariſcher Beweis. Was aber die Nützlichkeit der Ent
ſendung der Berlin nach Agadir betrifft, wo die Mannſchaften
höchſtens bis zu 20 Mann unbewaffnet an Land ſpazieren gehen
dürfen, ſo ſei bemerkt, daß Tarudant von Agadir etwa 100 Kilo
meter in der Luftlinie entfernt iſt, eine Diſtanz, die dort natür
lich etwas ganz anderes bedeutet als eine entſprechende Ent-
fernung in Europa.

Mehr Sorgen als die Unruhen im Susgebiet dürſten den
leitenden Stellen des Deutſchen Reichs die „marokkaniſchen Un-
ruhen“ bereiten, die im Jnnern des Landes ausgebrochen ſind.
Die Rebellion unſerer alldeutſchen Kaids gegen ihren preußi-
ſchen Sultan nimmt trotz aller offiziöſen Strafexpeditionen
immer bedenklichere Formen an. Die Poſt, die geſtern erſt
wieder von der Nordd. Allg. Ztg. in der gröbſten Weiſe ange-
raſſelt worden war, zeigt ſich gar nicht geknickt, ſondern ant-
wortet ganz kühl, ohne „patriotiſche Notwendigkeit“ ſei die
Perſon Wilhelms II. nicht in die Debatte gezogen worden, er
habe dieſe Kritik durch ſein ununterbrochenes Heraustreten in
die Oeffentlichkeit ſelbſt verſchuldet, und die Schwenkung von
Swinemünde entſpreche ſeiner Pſychologie. Die Poſt ſieht alſo
noch immer im Charakter Wilhelms II. die Urſache der ihr un-
erwünſchten Aenderung im Kurſe der deutſchen Marokkopolitik.
Gegen das Regierungsblatt direkt ſich wendend ſagt ſie:

Die Nordd. Allg. Ztg. hat oft das Recht und
die Pflicht, (1) die Unwahrheit zu ſagen. Jeder
Politiker weiß, daß ſie davon, beſonders in der letzten Zeit,
einen recht reichlichen Gebrauch gemacht hat. Noch vor kurgem
erklärte ſie unſere Meldung von dem bevorſtehenden Rücktritt
des Oberpräſidenten von Poſen für eine freie Erfindung.
Heute weiß die ganze Oeffentlichkeit, daß die Nachricht richtig
war und bleibt, trotzdem ſie die Norddeutſche vor einiger Zeit
als „freie Erfindung“ bezeichnete. Es würde nicht ſchwer
fallen, noch mehr derartige Behauptungen der Nordd. Allg.
Zeitung ctenzühlen die ſich nachher als Unwahrheiten
herausgeſtellt haben.

Nach dieſem erquicklichen Exkurs über das offiziöſe Recht
auf Lüge fährt das Blatt, das das „Signal zur neuen Kaiſer-
hetze“ gegeben hat, fort, immer neue Zuſchriften aus hohen
Kreiſen abzudrucken, in denen ihm Dank und Bewunderung für
den bekannten Artikel gegen Wilhelm II. ausgeſprochen wird.

So ſchreibt ein Hofprediger a. D.: „Es iſt mir ein
Herzensbedürfnis, es Jhnen mit innigſtem Danke
auszuſprechen, daß Jhr von der Nordd. Allgem. Ztg. ſo ſcharf
angegriffene Artikel mir aus der Seele geſchrieben war.“

Ein Verwaltungsgerichtsdirektor ſpricht ſein
„volle Uebereinſtimmung aus.

Ein Generalleutnan't aus den großen Kriegen pol-
tert los: „Wenn ſchon ich überzeugt bin, daß unendlich viele
ehrliebenden Preußen und Deutſche Jhren Artikel mit inne-
rem Jubel begrüßt haben, ſo möchte ich zunächſt ſagen, daß
ich zu den erſteren gehöre und ſodann auch verſichern, daß wohl
alle meine Altersgenoſſen mit mir fürchten, daß dieſe Agadir-
Geſchichte mit Elend und Schmach enden wird Die elende
Norddeutſche preiſt aber die Weſtminſter Gazette Was iſt
Ehre? Siehe Falſtaffs Monolog! Kann Ehre ein Bein an-
ſetzen, eine Flotte ſchaffen, ach wol! Ehre iſt nichts als wir.“

Ein Stadtverordneter, Bezirksvorſteher, Vorſtandsmitglied
eines konſervativen Wahlvereins meint, die Poſt habe
„furchtlos die ganze Wahrheit“ geſagt. Tauſende
von ehrlichen Vaterlandsfreunden ſtänden hinter ihr.

Schließlich ſchreibt ein bekanntes Mitglied der
freikonſervativen Partei: „Seien Sie überzeugt,
daß die Mehrzahl aller freikonſervativen Par-
teigänger voll und ganz dem Sinne Jhres Artikels zu-
ſt immt. Ein von der Geſamtpartei einberufener Parteitag
würde den Herren um Hatzfeld mit aller Deutlichkeit
vor Augen führen, daß die Mehrzahl der Mitglieder unſeres
Wahlvereins ganz entſchieden auch die Haltung der Fraktions-
mehrheit in Sachen der Verfaſſung für die Reichslande miß-
billigte Wenn die Regierung weiter wüurſteln will, ſo ſind
wir eben ſo frei, uns mit Stolz einmal „Sr. Majeſtät aller-
getreueſte Oppoſition“ zu nennen.“

Hier offenbart ſich einmal der ſogenannte Patriotismus der
konſervativen Kreiſe ungeſchminkt.

Ein monarchiſtiſches Blatt nennt Wilhelm II. einen „valeureux
poltron“, d. h. in höf liches Deutſch übertragen, einen Mann,
der immer nur redet, den aber, wenn es ernſt wird, regelmäßig
die Courage verläßt. Dazu ſpricht ein höherer Offizier ſeine
„wärmſte Zuſtimmung“ aus, dem Hofprediger iſt's aus der
Seele geſchrieben, der Verwaltungsgerichtsdirektor ſtimmt voll

überein, der Generalleutnant jubelt innerlich, der konſervative
Bezirksvorſteher nennt's die ganze Wahrheit und die Mehr
zahl der freikonſervativen Partei ſtimmt voll und ganz zu.

So ſehen die patriotiſchen Staatsſtützen aus, wenn Wil-
helm II. ihnen nicht zu Gefallen iſt! Die Sozialdemokratie
muß ſich das gut merken.

„Auf normale WVeriſe.“
Die Norddeutſche Allgemeine Zeitung bringt am Montag an

hervorragender Stelle eine Meldung des Jnhalts:
Botſchafter Cambon und Staatsſekretär v. Kiderlen-

Wächter hatten geſtern nachmittag eine kurze Unterredung.
Vor ausſichtlich wird eine neue Beſprechung im Laufe der
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Woche ſtattfinden. Der Austauſch der Anſichten dolgtcht

weiter in normaler Weiſe.
9

Nach neueren Meldungen hat am Montag wiederum eine
Beſprechung der beiden zünftigen Diplomaten ſtattgefunden.
Die franzöſiſche Regierung dürfte, ſo lautet eine Pariſer
Meldung, falls ſich das Berliner auswärtige Amt dazu ent
ſchließen ſollte. der Preſſe eine Mitteilung allgemeiner Art
über den Stand der deutſch- franzöſiſchen Verhandlungen zu
gehen laſſen. Jn Paris erwartet man bald eine derartige
Publikation.

Politiſche Ueberſicht.
Halle a. S., den 15. Auguſt 1911.

Wahl-Aengſte.
Das durch den Tod des Abg. Hug freigewordene Reichstags-

mandat für Konſtanz-Ueberlingen wird wohl zu einem heftigen
Kampf zwiſchen Zentrum und Nationalliberalen führen. Die
Märkiſche Volkszeitung tröſtet ſich nun einſtweilen damit, daß
ſie ſagt:

Die Zentrumswähler haben in ſchlimmen Tagen feſt zum
Zentrum gehalten. Sie haben ſich im Jahre 1903, als ſich der
höchſte Regierungsbeamte des Bezirks, der jetzige Miniſter
des Jnnern Freiherr von und zu Bodman, mit der größten
Anſtrengung bemühte, den ſchlichten Finanzmann zu ſtürzen,
nicht blenden laſſen; ſie haben im Zentrum die chriſtliche
Volkspartei ſchätzen gelernt und werden das Gedächtnis des
verſtorbenen Veterans ehren durch die Treue zu ſeinen
Prinzipien!

Die Deutſche Tageszeitung möchte dem Zentrum gerade
jetzt den Kampf am liebſten erſparen, ſie meint nämlich:

Der Kreis kann alſo wohl nicht als unbedingt ſicher für
das Zentrum gelten. Ob angeſichts des bevorſtehenden
Reichstagsſchluſſes eine Neuwahl noch zweckmäßig ſei, i ſt
fraglich. Jmmerhin wird man kaum umbin können, ſie
anzuberaumen.

Es wird ſchon nichts weiter übrig bleiben, als in den ſauren
Apfel der Nachwahl zu beißen.

Landtagsſchluß in Württemberg.
Der württembergiſche Landtag iſt Sonnabend mittag auf un

beſtimmte Zeit geſchloſſen worden. Bei der Schlußabſtimmung
über das Finanzgeſetz (Budget) ſtimmte die ſozialdemo-
kratiſche Fraktion mit Nein. Die letzten Sitzungen der
Zweiten Kammer wurden in der Hauptſache mit langen De-
batten über die Regierungsdenkſchrift zur Vereinfachung der
Staatsverwaltung ausgefüllt. Es zeigte ſich, daß zu einer wirk-
ſamen Vereinfachung des bureaukratiſchen Verwaltungs-
apparates nur die Sozialdemokratie bereit iſt, während die
bürgerlichen Parteien den Pelz waſchen möchten, ohne ihn naß
zu machen.

Eine Sitzung bot auch eine treffliche Gelegenheit,
Bauernbund und dem Zentrum die bauern freundliche Maske
vom Geſicht zu reißen. Die infolge der Hitze drohende allge
meine Futternot hatte die bündleriſche Fraktion veranlaßt,
eine Anfrage an die Regierung zu richten, in der die unentgelt-
liche Abgabe von Wald- und Laubſpreu aus den Staats-
waldungen verlangt wurde. Bei dieſer Gelegenheit rollte die
ſozialdemokratiſche Fraktion die Frage der Futtermittelzölle
auf. Ein volksparteilicher Abgeordneter ſtellte infolge dieſer
Anregung den Antrag, die Regierung möge im Bundesrat vor-
übergehende Aufhebung der Futtermittelzölle, insbeſondere des
Maiszolles, verlangen. Und was geſchah? Bauernbund, Zen-
trum und ein Teil der Nationalliberalen ſtimmten gegen die
Zulaſſung des Antrags bei dieſer Beratung und damit war es
unmöglich gemacht, der Regierung einen ſolchen Auftrag zu er-
teilen.

dem

Von den Schwarzen.
Sonntag, den 13. Auguſt, fand in Flensburg der

15. Katholikentag Schleswig-Holſteins ſtatt. Nachdem einige
holſteiniſche Zentrumsführer und ein leibhaftiger Baron ge-
ſprochen hatten, erhielt Herr Dr. Sonnenſchein von der
München-Gladbacher Zentrale des katholiſchen Volksvereins das
Wort zu einem Vortrage über den Klerikalismus:; er kam dabei
auch auf die chriſtlichen Gewerkſchaften zu ſprechen. Da in der
Verſammlung auch viel Landwirte und Mittelſtändler an-
weſend waren, glaubte er wohl, mit der Wahrheit herausrücken

483 r 3 V 2 S9 z neäb t

W 4r Mmnen, venn n Vezug auf We Frkſtlichen Gewerkſchaften
ſagte er wörtlich:

„Der Kern und die Entwicklung der chriſtlichen Ge
werkſchaften iſt durchaus konſervativ. Wie die Sache
augenblicklich liegt, kann ich Jhnen verſichern, daß die be
deutendſten konſervativen Führer und unſere bedeutendſten
Staatsmänner ich will keine Namen nennen eingeſehen
haben, daß es unter allen Umſtänden gelingen muß, die ch r i ſt-
lichen Gewerkſchaften hoch zu halten, koſte es, was es
wolle, um die ſozialdemokratiſche Hochflut
zurückzuhalten.“

Jn Mainz nahm eine von 6000 Perſonen beſuchte Volks
verſammlung, in der die Genoſſen Erdmann und Mauren-
brecher ſprachen, Stellung zum eben beendeten Katholikentag.
Die Gelegenheit wurde benutzt, nicht nur der ſchwarzen Garde
im Regierungsblock Kampf anzuſagen, ſondern auch gegen die
Kriegshetzer und die Marokko-Tollheiten zu proteſtieren. Die
Verſammlung verlangte ſofortige Einberufung des Reichstags.

v

Das Zentrum keine fonfefſione l le Parteil!
Unter dieſer fidelen Spitzmarke läßt ſich die Märkiſche Volks-
zeitung aus Buer (Weſtfalen) mitteilen:

Bei der heutigen Stadtverordnetenſtichwahl zweiter Ab-
teilung haben ſämtliche fünf Kandidaten des Zentrums mit
großer Mehrheit geſiegt. Von den 42 Stadtverordneten-
mandaten befinden ſich nunmehr 23 in den Händen der Zen-
trumspartei. Bäckermeiſter Erwe, einer der gewählten
Kandidaten der Zentrumspartei, iſt Proteſtant. Durch ſeine
Aufſtellung hat das Zentrum abermals bewieſen, daß es
keine konfeſſionelle Partei iſt.

Wer weiß, aus welchen lokalen Gründen man dieſen prote-
ſtantiſchen Bäckermeiſter mit auf die Liſte des Zentrums ge
nommen hat. Aber in irgend einem Wahlkniff liegt doch kein
Beweis, daß das Zentrum keine konfeſſionelle Partei iſt. Der
Fraktion des Zentrums im Reichstag haben bekanntlich früher
auch die evangeliſchen Welfen angehört, deshalb konnte man
doch nicht behaupten, das Zentrum habe aufgehört zu ſein, was
es ſtets war, nämlich eine konfeſſionelle Partei.

Die belgiſche Maſſendemonſtration.
Ein Schwur der Wahlrechtskämpfer.

Eine gewaltige Manifeſtation für das gleiche Wahlrecht
wird am heutigen Dienstag in Brüſſel ſtattfinden. Die
Sozialiſten, die Liberalen und chriſtlichen Demokraten werden
für das allgemeine gleiche Wahlrecht und für die Einführung
des obligatoriſchen Schulunterrichts eine Demonſtration ver-
anſtalten, zu der Teilnehmer aus dem ganzen Lande in mehr
als 125 Extrazügen die ganze Nacht über eintreffen.

1000 Gendarmen aus verſchiedenen Teilen Belgiens
ſind bereits in Brüſſel zuſammengezogen worden, um eventuelle
„Ruheſtörungen“ zu verhindern. Der Umzug beginnt um 10
Uhr vormittag und wird mindeſtens drei Stunden in Anſpruch
nehmen. Die Zahl der Manifeſtanten wird auf 150 060 bis
200 000 veranſchlagt. Die Kundgeber begeben ſich nach dem
St. Gillespark, wo ſie einen Eid ablegen, nicht eher zu
ruhen, bis das Schulgeſetz zurückgezogen und das allgemeine
gleiche Stimmrecht in Belgien eingeführt ſein wird.

Die Kundgebung war urſprünglich nur von den Sozial-
demokraten angeſagt worden, doch haben ſich die Liberalen
angeſchloſſen. Jn Deutſchland wäre ein ſolches Vorgehen des
Liberalismus nicht denkbar.

Deutſches Reich.
Wegen der Futternot fand im bayeriſchen Miniſterium

des Jnnern am Montag eine Konferenz ſtatt. Es wurde feſt-
geſtellt, daß die Einfuhr ausländiſchen Heues überflüſſig ſei;
dagegen müßten die Landwirte viel mehr Grünfutter ver-
wenden. Die bayeriſche Regierung gibt zu deren Ankauf un-
verzinsliche Vorſchüſſe und genehmigt bedeutende
Frachtermäßigungen. Die Manvver ſollen in dieſem
Jahre tunlichſt eingeſchränkt werden. Jn Preußen rührt
ſich noch nichts.

Abſchwächung des Militärboykotts. Das Garniſonkom
mando der Stadt Mülheim (Ruhr) teilte dem Verbande der
Brauereien des niederrheiniſchen Jnduſtriebezirks mit, daß in
Zukunft von der Verhängung eines dauernden Militärverbots
über ſolche Wirtſchaften, deren Räume vorübergehend für Ver-
ſammlungen der Sozialdemokratie oder der freien Gewerk-
ſchaften bereit ſtehen, abgeſehen werde, wenn die Veranſtal-

tungen vorher dem Garniſonkommando angegeigk werden und
die Wirte am Verſammlungstage das Betreten des Lokals den
Soldaten durch ein außen angebrachtes Schild verbieten.
Ferner wird die Bedingung geſtellt, daß den trotz des Eintritts-
verbots Einkehrenden nichts verabreicht wird.

Polizeiſtaatliches aus dem „freien“ Baden. Jn der libe
ralen Preſſe wird berichtet:

Hocken heim (A. Schwetzingen). Anläßlich des Maurer-
ſtreiks iſt die hieſige Gendarmerieſtation zur Verhütung von
Ausſchreitungen durch ein größeres Aufgebot von aus-
wärtigen Gendarmen verſtärkt worden. Die Wirtſchaften
müſſen bis auf weiteres um 10 Uhr abends geſchloſſen werden.

Alſo dasſelbe Rezept wie zu Pforzheim und Raſtatt, wo für
die Gendarmen noch beſondere Weihnachtstaler geprägt wurden.
Man ſchädigt die Wirte, ohne daß ihnen etwas Unrechtes nach-
gewieſen werden kann. Jn Raſtatt iſt heute noch das Militär
verbot über eine Wirtſchaft verhängt, weil zur Zeit der Aus-
ſperrung in dieſem Winter dort die organiſierten Holzarbeiter
verkehrten.

„Unzüchtig.“ Die Welt am Montag veröffentlichte in
ihrer Nummer vom 7. Auguſt eine Skizze, in der unter der
Ueberſchrift Jch bin ein Mädchen für Geld das Schickſal einer
Proſtituierten geſchildert wird, die durch einen Polizeibeamten
aus dem Lehrerſtande herausgetrieben und der Proſtitution in
die Arme geworfen wurde und dann Selbſtmord begeht. Die
Skizze wirkte durch die realiſtiſche Schärfe, mit der das Schick-
ſal der Selbſtmörderin dargeſtellt war, erſchütternd. Fetzt iſt
die Berliner Polizei zum Staatsanwalt gelaufen, der am
9. Auguſt die Beſchlagnahme der Welt am Montag beantragte,
die denn auch beſchloſſen wurde. Die Welt am Montag richtet
in dieſer Angelegenheit an das Berliner Polizeipräſidium die
Anfrage:

wie es ſein Vorgehen mit den Geſetzen im Einklang bringen
zu können glaubt. Der Beſchluß des Amitsgerichts datiert
vom 9. Auguſt. Die erſte Stelle, der dieſer Beſchluß zuzu-
ſtellen geweſen wäre, wäre unſer Verlag geweſen. Statt
deſſen hat die Polizei zwar am 11. Auguſt bei den Händlern
bereits konfisziert, uns jedoch erſt am 12. Auguſt 11.20 Uhr
den Beſchluß übermittelt, nachdem vorher zweimal der Ver-
ſuch gemacht worden war, bei uns die Beſchlagnahme ohne
Vorweiſung der geſetzlich vorgeſchriebenen Urkunde vorzu
nehmen.

Die Welt am Montag wird lange auf eine Antwort der
Berliner Polizei warten können.

Ein Kaſernenbild. Jn Aurich erſchoß beim Wortwechſel
der Schreiber Rademacher in der Kaſerne den Unteroffizier
Röske. Schreiber tötete ſich darauf ſelbſt durch einen Schuß.

Norwegen.
Das konſtitutionelle Königtum. Als im Jahre 10905 die

ſchwediſch- norwegiſche Union aufgelöſt wurde und der alte
Schwedenkönig in Norwegen aufgehört hatte zu „regieren“, be-
gingen die Norweger die Torheit, ſich einen neuen König heran
zuholen, obwohl die demokratiſche Entwicklung ihres Landes
eigentlich zur Republik führen mußte. Jnzwiſchen haben die
Norweger jedoch ihrem neuen König nach und nach auch das
Wenige an Macht und Einfluß genommen, das dem letzten
Schwedenkönig auf Grund der norwegiſchen Verfaſſung noch
zuſtand. Der letzte Reſt dieſer „königlichen Macht“ iſt Ende der
verfloſſenen Woche vom Storthing aus der Verfaſſung beſeitigt
worden. Es hieß bis jetzt im S 31, daß alle vom König ſelbſt
ausgefertigten Befehle, ausge nommen militäriſche
Kommandoſachen, vom Miniſterium kontraſigniert ſein
müſſen, wenn ſie Gültigkeit erhalten ſollen. Nun hat das
Storthing beſchloſſen, und zwar einſtimmig, daß jene die mili-
täriſchen Dinge betreffende Ausnahmebeſtimmung geſtrichen
wird, ſo daß jetzt tatſächlich alle „Beſchlüſſe“ wie es jetzt
heißt des Königs nur mit der Unterſchrift des betreffenden
Miniſters, der ſie ihm vorgetragen hat, Gültigkeit haben. Von
praktiſcher Bedeutung iſt der Beſchluß eigentlich nicht, denn der
König hatte ſchon bisher über das Militär ebenſowenig wie
über irgendeine andere Angelegenheit des Landes zu befehlen
oder zu beſchließen. Es galt eben nur, die geſchriebene Ver-
faſſung mit den tatſächlichen Verhältniſſen in Einklang zu
bringen. Der König darf das Land repräſentieren, ſoweit er
Auftrag dazu hat, er muß das unterſchreiben, was ihm von
der Regierung, über deren Zuſammenſetzung das Storthing
entſcheidet, zur Unterſchrift vorgelegt wird, und dafür erhält
er ſeinen Lohn. Schränkt man ſeine verfaſſungsmäßigen Rechte
ein, ſo muß er ſich das ruhig gefallen laſſen, denn das ſuſpen-

Ö[Ü—GG; GeGAeWSXSSSeSSSSGGSGGGGGOWÜCGm[ÜrmnGuanaeaaaaaA!rr“*ttea an
6 Nachdr. verb.Das Monopol.

Sozialer Roman aus dem ruſſiſchen Volksleben

von Karl Kuhls.

Es war zur Zeit der großen Meſſe geweſen, als die Mutter
Nataſcha bat. für einige Zeit ihre Arbeit an den Nagel zu
hängen und ihr im Geſchäft „natürlich nur beim Ver-
tauf“ zu helfen. Nataſcha wollte davon nichts wiſſen. Da
brach Dmitriewna in Tränen aus, nannte ſie eine undankbare
Tochter, klagte über Gichtſchmerzen, über Einſamkeit, und
flehte ſie an, Mitleid mit ihr zu haben. Gegen die heißen
Bitten war Nataſcha wehrlos, denn ſie hatte ein gutes Herz
und konnte niemand leiden ſehen, am allerwenigſten die
Mutter. So entſchloß ſie ſich denn, das Opfer zu bringen, er-
wirkte ſich bei ihrer Prinzipalin einen längeren Urlaub, den
man ihr als fleißigem Mädchen nach der langen, ununter-
brochenen Arbeitszeit gewährte, und ſiedelte ſchon nach
wenigen Tagen zur Mutter über.

Und da bat die Mutter ſie, mit der Kundſchaft recht freund-
lich umzugehen; natürlich ſolle ſie niemand erlauben, ihr zu
nahe zu treten; aber ſie ſei ein ſehr hübſches Mädchen ge-
worden, und das würde die Männer anziehen. Die Geſchäfte
gingen ſo ſchlecht, daß etwas geſchehen müſſe, ſonſt müſſe die
Bude zugeklappt werden, und ſie die alte Frau könne
ſchließlich auf der Straße betteln gehen.

Da fühlte ſich Nataſcha verpflichtet, der Mutter nach Kräf-
ten zu helfen. Und da ſie auf die verdorbenen Wollüſtlinge,
welche dieſe Kneipen zu beſuchen pflegten, einen großen Reiz
ausübte, wuchs die Zahl der Beſucher, von denen ein jeder
hoffte, ſie ſchließlich doch noch „herumzukriegen“.

Nataſcha aber ſehnte ſich nach dem Ende der Meſſe. Dann
hatte die Mutter keinen Vorwand mehr, ſie noch länger bei ſich
zurückzuhalten, und ſie konnte fich wieder ihrer liebgewordenen
Beſchäftigung widmen.

Sie liebte es, des Sonntags oder an den hohen Feſttagen,
die Kirche zu beſuchen. Es war die einzige „geiſtige“ Nah-
rung, welche ihr von Jugend auf geboten wurde, wenn ſie auch
das meiſte, was ſie dort in kirchenſlawoniſcher Sprache hörte,
weder verſtand noch begriff, und ihr Gebet ſich auf das
„Goſpodi pomilui“ das Bekreuzigen, das Niederfallen auf
die Knie, Berühren des Fußbodens mit der Stirn, das Auf-
ſtecken von Wachslichtern zu Ehren der Heiligen und das fuß-
fällige Verehren und Küſſen der Heiligenbilder und Reliquien
beſchränkte.

Herr Natt ar M.

Als Nataſcha eines Sonntags aus der Kirche nach Hauſe
gekommen war, empfing die Mutter ſie beſonders zärtlich,
lobte ſie für ihre Frömmigkeit und erinnerte ſie daran, daß
eines der vornehmſten Gebote Gottes von den Kindern ver-
lange, daß ſie Vater und Mutter ehren, das heißt, ihnen in
allen Stücken gehorſam ſein ſollten. Da nun Nataſcha keinen
Vater mehr habe, ſo müſſe ſie die Worte der Mutter um ſo
mehr beherzigen. Nataſcha hatte darauf die Mutter fragend
und verwundert angeſehen. Da begann jene zu weinen und
flehte ſie an, ſie vor dem Untergange zu retten. Das Geſchäft
ſei ſo verſchuldet, daß Geld geſchafft werden müßte: ſonſt
würde alles unter dem Hammer verkauft und ſie und Gawr-
juſcha auf die Straße geworfen werden. Nataſcha könne ja
wieder ſofort zu ihrer Prinzipalin zurück, was ſolle aber ſie,
die gealterte Frau, und der arme ſtellenloſe Gawrjuſcha an
fangen? „Aber auf welche Weiſe kann und ſoll ich denn
helfen hatte Nataſcha ganz beſtürzt gefragt. „O, nichts,
durchaus nichts Unrechtes“, war Dmitriewnas Antwort. „Es
wird nämlich heute abend ein reicher Herr kommen, und du
ſollſt ihm in der Wohnung Geſellſchaft leiſten. Er hat dich
geſehen und möchte gar zu gern mit dir bekannt werden. Na,
und ein bißchen Bekanntſchaft ſchadet doch nichts. Wer
weiß, vielleicht haſt du mit ihm Glück und machſt noch eine
glänzende Partie!“ Als Nataſcha ſich jedoch entſchieden wei-
gerte, dem Anſinnen der Mutter Folge zu leiſten, da beſchwor
jene ſie unter Schluchzen und Händeringen, ihr doch zu helfen.
Der reiche Herr habe nämlich verſprochen, Geld zu leihen, da-
mit Dmitriewna ihre Schulden bezahlen könne. Nataſcha ſolle
nur hübſch freundlich und liebenswürdig zu ihm ſein ſonſt
nichts. Und wenn der Herr erſt das Geld gegeben hätte, ſo
könne ſie ihn auslachen nach Herzensluſt. Jnzwiſchen war
auch Gawrjuſcha erſchienen und redete nun vereint mit der
Alten auf Nataſcha ein. Nichts, rein gar nichts könne ihr paſ
ſieren, ſo argumentierte er denn wenn der fremde Herr
ſich nur irgendeine Frechheit erlauben ſollte, ſo könne ſie ja
nach Hilfe rufen, und dann würde der Herr mit Gawrjuſchas
Fäuſten Bekanntſchaft machen. Uebrigens ſei er der Sohn
eines ſehr reichen Kaufmannes und Fabrikanten, und ein ſehr
anſtändiger Mann. Dafür könne er, Gawrijuſcha, mit ſeiner
Ehre einſtehen.

So ließ Nataſcha ſich ſchließlich bereden, der Mutter den
Willen zu tun.

Der erwartete Gaſt erſchien ſchon ſehr zeitig. Es war ein
noch junger Mann mit nicht unſchönen, aber verlebten Zügen
und matten, glanzloſen Augen. Als er Nataſchas anſichtig
wurde, leuchteten ſeine Blicke auf und ſchienen die ſchöne,
n e J vor Gier m r u wollen. Ere ſie mit ausgefuchter Höfl unbea Mieanen zu jhmn S i m z o

Wohnſtube der Mutter trat, ſah ſie, daß der Tiſch mit aus
erleſenen Speiſen und Getränken reich gedeckt war. Solch
ſchöne, koſtbare Sachen, wie da zu ſehen waren, hatte ſie no
nie gekoſtet. Und der junge Mann, der ſich Fedor Fedorowitſ
nannte, ſagte ihr nun, daß er alles in der erſten Delikateß-
warenhandlung ſelbſt ausgeſucht hätte, denn Nataſcha ſolle ſich
einmal einen recht guten Tag machen. Und bald aß ſie mit
Appetit von all den Leckereien und Delikateſſen, trank auch nach
langem Bitten ihres Geſellſchafters zuerſt nur ein, dann aber
noch ein und ſogar einige Gläschen ſüßen Weines und eines
herrlich ſchmeckenden Likörs, der wie Fedor Fedorowitſch
behauptete etwas ganz Spezielles für Damen ſei.

Und dann hatte ihr der Kopf angefangen zu ſchwindeln. Jn
der dumpfen Stube war es ihr ſo drückend, ſo heiß geworden.
Sie wollte hinaus in die friſche Luft. Und Fedor Fedorowitſch
war gern bereit, mit ihr eine Spazierfahrt zu machen. Sogar
eine elegante Droſchke ſtand bereits vor der Tür. Galant hob
der junge Mann, nachdem er ſich von Dmitriewna verabſchiedet
und ihr noch bedeutungsvoll etwas in die Hand gedrückt hatte,
Nataſcha in den Wagen. Da kam es ihr vor, als ſei ſie jetzt
eine noble Dame. Sie lehnte ſich in das weiche Polſter zurück.
und da, da begann ſich alles um ſie her im Kreiſe zudrehen
und in den Ohren zu klingen, zu ſauſen. Und ſie ſelbſt ſie
mußte lachen, ſo luſtig, ſo von Herzen lachen, wie ſie es bisher
in ihrem ganzen Leben nicht getan hatte. Und wo ſie dann
mit Fedor Fedorowitſch hingefahren, was weiter mit ihr ge
ſchehen war, davon wußte ſie nichts mehr.

Erſt als ſie am anderen Morgen mit wüſtem Kopf und hefti
pochendem Herzen in einem ſehr eleganten Zimmer au
weichem Polſterbett an ſeiner Seite erwachte, durchzuckte ſie ein
jäher, wilder Schrecken. Sie ſtieß einen lauten Schrei aus,
ſprang heftig empor und wollte entfliehen. Da merkte ſie, daß
ihre Toilette derangiert, ihre Röcke gelöſt waren und ihr von
den Hüften niederzufallen drohten. ährend ſie ſich haſtig ab
mühte, ihre Kleidung zu ordnen, erwachte Fedor Fedorowitſch,
der von den Exzeſſen der Nacht übermüdet ſo tief geſchlafen
hatte, daß er Nataſchas Schrei gar nicht gehört hatte. Ver
wundert hatte er ſich aufgerichtet und ſie angeſtarrt, denn im
erſten Augenblick ſchien er ihre Anweſenheit gar nicht begreifen
zu können. Aber blitzſchnell war ihm die Erinnerung an den

eſtrigen Abend, an die wollüſtige Nacht zurückgekehrt. Er be
ann ſich auch, daß die Nacht eigentlich ſeinen Erwartungen

nicht einmal entſprochen, da Nataſcha durch den ungewohnten
Genuß der ſtarken Getränke ſinnlos betrunken geweſen war.

etzt war ſie wach, jetzt konnte ſie ſein Gefühl erwidern. Des
lb ſtreckte er wollüſtig lächelnd die Arme nach ihr aus aber

e wich ſcheu zurück, ſtarrte ihn einen Augenblick mit weit auf
erie



ſtand, hat das Storthing ſchon längſt beſeitigt.

Frankreich.
Vom Antimilitarismus. Jn Toulon wurde eine Laden

beſitzerin verhaftet, die Soldaten der Kriegsflotte und des
Heeres die Deſertion dadurch erleichterte, daß ſie ihnen ihre
Uniform abkaufte und dafür Zivilkleider überließ.

An einer in Paris abgehaltenen antimilitariſtiſchen Ver-
ſammlung nahmen auch drei Soldaten in Uniform teil. Den
Schutzleuten, die mit der Ausſpionierung der Verſammlung
betraut waren, gelang es, die Identität des einen feſtzuſtellen.
Gegen ihn wurde lediglich Anzeige bei der Militärbehörde er
ſtattet.

Türkei.
Die Eiſenbahnpolitik der Mächte. Genoſſe Parvus ſchreibt

uns aus Konſtantinopel:
Das Jntereſſe der Großmächte, die die Freiheiten Alba-

niens und ſelbſt die Steuerfreiheit mit ſo viel Eifer verteidig-
ten, hat ſich plötzlich verflüchtigt. Warum? Die Antwort dar
auf geben die Verträge über den Bau von Eiſenbahnen in
Albanien und Mazedonien.

Die in Ausſicht
negro zugute, das den längſt gewünſchten Eiſenbahnanſchluß
von Antivari nunmehr erhält. ferner Serbien und
Oeſterreich, welch letzteres ſchon jetzt eine vorherrſchende
Handelsſtellung in Nordalbanien einnimmt und durch Eiſen
bahnen, die dieſe Provinz erſchließen, gewinnen muß außer
dem erhält Oeſterreich einen neuen Eiſenbahnanſchluß über
Monaſtir nach Salonik; auch Jtalien gewinnt durch die
albaniſchen Eiſenbahnen Frankreich wird an der Anleihe
und an den Eiſenbahnkonzeſſionen verdienen; Deutſch,
la Kd erhält weitere kleine Zugeſtändniſſe in Anatolien.

Einzig Bulgarien beklagt ſich. Es ſei in Nachteil gegen
über den andern geraten. Es bekommt zwar ebenfalls eine
Eiſenbahnverbindung, aber nicht die, welche es erhofft hatte.
Es wollte eine Verbindung Kuſtendil-Kumanovo. Da-
durch würde es nämlich auf dem nächſten Wege nach der
Adria gelangen. Das gibt es nun aber nicht. Statt deſſen
ſoll eine Verbindung über Monaſtir hergeſtellt werden, die
den bulgariſchen Handel über Salonik lenkt. Das iſt aller
dings für Bulgarien weniger bequem: denn von Salonik müſſen
die Waren erſt die ganze Halbinſel umſchiffen, wenn ſie ihren
Weg nach Weſteuropa nehmen wollen.

Bulgarien beklagt ſich mit Recht denn es gehörte zu den
jenigen, die am meiſten den Aufſtand geſtützt hatten.
ß u war aber des Pudels Kern: der Kampf um die Eiſen

ahnen.
Dennoch ſtand Europa tatſächlich eine Zeitlang vor der Ge

fahr eines Krieges. Das zeigt uns, mit welchen Mitteln das
moderne Kapital arbeitet. Nunmehr wird in Südalba-
nien dasſelbe Spiel wiederholt, wie im Norden. Der Auf-
ſtand nimmt auch dort bereits ernſte Dimenſionen an. Es ſind
die italieniſchen Kapitaliſten, die in jenen Gegenden das
meiſte Geſchäft machen. Auch iſt es nunmehr,
emſigen Vorarbeit von einem Jahr endlich gelungen, in
Mazedonien eine bedeutende Bandenbewegung zu
entfeſſeln. Vielleicht gelangt auf dieſe Weiſe Bulgarien
zu der gewünſchten Eiſenbahnverbindung.

Eine unbedingt gute Wirkung des Aufſtandes war, daß
er der Türkomanie, dem Beſtreben, das türkiſche Element
auf Koſten der andern Nationen zu ſtärken, dieſem Rückfall in
die Sünden des alten Regimes, der weſentlich unter dem Ein
fluß der Armee geſchehen war, einen tüchtigen Stoß verſetzt
hatte.

Japan.
Japaniſche Barbarei. Oſtaſiatiſchen ruſſiſchen Zeitungen zu

folge finden in den japaniſchen Gefängniſſen entſetzliche Greuel
ſtatt. Die Koreaner, die wegen angeblicher politiſcher Um-
triebe verhaftet worden ſind, werden in den Kerkern den
fürchterlichſten Folterungen unterworfen. Die Gefängniſſe ſind
überfüllt und täglich finden neue Verhaftungen ſtatt. Unter
der koreaniſchen Bevölkerung herrſcht die Ueberzeugung, daß
die Mehrzahl der Verhafteten, ohne dem Gericht übergeben zu
werden, infolge der Folterungen in den Gefängniſſen ſterben.
Jn der Tat nimmt die Zahl der Gefangenen, ungeachtet der
ſortwährenden Verhaftungen, in der letzten Zeit ab. Jn dem
in dieſen Tagen bevorſtehenden Prozeß der „koreaniſchen Ver-
ſchwörer“ werden an Stelle der 300 Angeklagten bloß 150 vor
dem Kriegsgericht erſcheinen können. Die übrigen ſind
während der Folterungen zu Tode gemartert
worden! So ſieht die „Kulturarbeit“ aus, die Japan, unter
der wohlwollenden Duldung der europäiſchen Staaten, im „an
nektierten“ Korea verrichtet. Selbſt die japaniſchen Zeitungen,
die unter der Fuchtel der Polizei ſtehen, äußern ihre Ent-
an wegen dieſer Verbrechen der japaniſchen Behörden in
Joreg.

Die angeführten Tatſachen ergänzen das Bild der japani-
ſchen Regierungsbarbarei, die ſich im jüngſten großen Sozia
liſtenprozeß offenbarte, wo eine Anzahl unſerer Genoſſen unter
der lügneriſchen Anklage des Hochverrats und der Ver
ſchwörung gegen den Mikado zum Tode verurteilt wurde. Das
„ſiegreiche“ kapitaliſtiſche Japan zeigt, daß es nicht bloß auf
dem Gebiete der Sozialiſtenbekämpfung, ſondern auch auf dem
der Kolonialgreuel ſeine europäiſchen Lehrmeiſter aus dem
Felde ſchlägt. Auch in dem „Lande der aufgehenden Sonne“
wird mit dieſen barbariſchen Zuſtänden erſt aufgeräumt wer-
den, wenn das geknechtete japaniſche Proletariat als treibende
volitiſche Kraft in den Vordergrund treten wird.

Aus der Partei.
Das geſtohlene Parteivorſtands-Zirkular.

Der Parteivorſtand hat vor einigen Tagen an die Redak-
tionen der Parteipreſſe ein Zirkular ergehen laſſen, das ſich mit
den polemiſchen Aeußerungen einiger Parteiblätter zu dem
bekannten Berliner Buchdruckerſtreit beſchäftigte. Das Zirkular
hatte lediglich informatoriſchen Charakter und war nicht zur
Veröffentlichung beſtimmt. Die fortſchrittliche Zit-
tauer Morgenzeitung hat nun in ihrer Ausgabe vom
Sonntag jenes Zirkular veröffentlicht. Unſer Zittauer Partei-
blatt nimmt an, daß jenes Zirkular dem fortſchrittlichen Blatt
nicht von auswärts zugegangen iſt und daß es ſich nur um das
dem Zittauer Parteiblatt zugegangene Exemplar handeln kann,
das in der verſchloſſenen Redaktion in einer Mappe aufbewahrt
wurde. Ueber die Täterſchaft ſind Ermittelungen im Gange.

Ein „kolonialpolitiſcher“ Quertreiber.
Unter dem Stichwort Kolonialpolitik und Sozialdemokratie

ſchreibt der Vorwärts:
„Bürgerliche Blätter gehen wieder einmal mit kolonial-

freundlichen Auslaſſungen „aus dem ſozialdemokratiſchen
Lager“ hauſieren. Selbſtverſtändlich handelt es ſich wieder um
ein Zitat aus den bekannten rotgebundenen Monatsheften, und
ſelbſtverſtändlich iſt der Verfaſſer wieder Gerhard Hilde

genommenen Linien kommen Monte-

nach einer

ſive Veto, daß ſeinem Vorgänger in Verfaſſungsfragen noch zu J vra nd Solingen, der ſattſam vetannie Eingänger. Um der

Sache ein wirkſames Relief zu geben, wird Hildebrand
ſchleunigſt zum „früheren Abgeordneten“ gemacht. Jn Wirklich
keit haben die Anſichten Gerhard Hildebrands mit der ſozia l
demokratiſchen Partei nicht das mindeſte zu
tun. Hildebrand iſt zwar ſeit einer Reihe von Jahren einge
ſchriebenes Mitglied der Partei, der er ſich ſeinerzeit anſchließen
zu ſollen geglaubt hat, allein er iſt ſeiner ganzen Anſchauungs-
weiſe nach National ſozialer geblieben. Mit ſolchen
Stimmen aus dem ſozialdemokratiſchen Lager läßt ſich wirklich
nicht viel Staat machen!“ aDazu teilt unſer Solinger Parteiblatt mit: di Urteil
des Vorwärts über Hildebrand deckt ſich mit demjenigen der
Parteigenoſſenſchaft des Kreiſes Solingen, wo Hildebrand ſeit
einigen Jahren anſäſſig iſt. Die geſtrige Sitzung der er-
weiterten Parteileitung für den Wahlkreis Solingen hat denn
auch einſtimmig beſchloſſen, bei der am nächſten Sonntag
ſtattfindenden Kreis- Generalverſammlung den Ausſchluß
Hildebrands aus der Partei zu beantragen.

Der Empfang des Preßſünders.
Aus Erfurt wird uns geſchrieben: Eine impoſante De-

monſtration veranſtalteten am Montag die ausgeſperrten
Metallarbeiter. Mittags 126 Uhr wurde der verantwortliche
Redakteur der Erfurter Tribüne, Genoſſe Petzold, aus dem
Gefängnis entlaſſen, wo er vier Wochen wegen angeblicher Be
leidigung eines Arbeitswilligen weilen mußte. Bereits eine
halbe Stunde vorher hatten ſich viele Hundert Arbeiter vor
dem Gefängnis eingefunden und als ſich Schlag 156 Uhr die
Flügel des Gefängnistores öffneten und unſer Genoſſe der
Freiheit wieder gegeben wurde, da tönte ihm ein tauſend-
ſtimmiger Gruß entgegen. Dann nahmen die Arbeiter den ent-
laſſenen „Sträfling“ in ihre Mitte und marſchierten im ge-
ſchloſſenen Zuge dem Gewerkſchaftshauſe zu. Den neugierig
gaffenden Spießern ſchallte die temperamentvolle Melodie des
Sozialiſtenmarſches entgegen. Jm Garten des Arbeiterlokals
Tivoli angelangt, hielten Genoſſe Petzold und der Vorſitzende
des Sozial demokratiſchen Vereins für den Wahlkreis Erfurt-
Schleuſingen-Ziegenrück, Genoſſe Ritz, Anſprachen an die Aus-
geſperrten. Sie ſprachen die Hoffnung aus, daß trotz der Opfer,
die der Klaſſenkampf erfordere, die Arbeiterſchaft im Kampfe
gegen die Reaktion und ein übermütiges Unternehmertum nicht
erlahmen möge, bis der Sieg errungen ſei. Die Polizei, die ſich
in Erfurt gegen ausſtändige oder ſtreikende Arbeiter ſehr
ſchneidig zu benehmen weiß, verhielt ſich bei dieſer Gelegenheit
zurückhaltend.

Straßenkämpfe in England.
Brutaler Militarismus. Ein Toter, 250 Verwundete.

Jn Liverpool haben die geſtern ſchon gemeldeten Kämpfe
zu ungeheuren Dimenſionen geführt. Wahre Straßenſchlachten
zwiſchen Ausſtändigen und Poliziſten ſind geliefert worden,
wobei die Aufruhrakte verleſen wurden und das Militär,
ſogar Kavallerie, eingriff. Leider ſind wir auf die Be
richte der bürgerlichen Preßbureaus angewieſen, die natürlich
den Sachverhalt immer zugunſten der Polizei (der „Ordnung“)
und der Unternehmer anſehen und färben. Wie die Hergänge
in Wirklichkeit waren, werden wir erſt in einigen Tagen durch
unſern engliſchen Mitarbeiter erfahren. Wir geben hier einige
ſenden wieder, die, wie geſagt, mit Vorſicht zu genießen
ind.

„Die Streikkrawalle am Sonntag ihn Liverpool haben mit
Pauſen bis in die frühen Morgenſtunden fortgedauert. Die
Zahl der verwundeten Poliziſten und Streikenden wird auf 250
bis 300 geſchätzt. Ein Liverpooler Poliziſt iſt den erlittenen
Verletzungen erlegen. Einem anderen wurde ein Bein ampu-
tiert.

Auf der Transportarbeitermaſſenverſammlung wurde eine
Reſolution angenommen, nach der am Dienstag der General-
ſtreik beginnen ſoll; wenn ſich die Reeder und Eiſenbahngeſell-
ſchaften weigern ſollten, mit den Vertretern der Streikenden
die Streitpunkte zu beſprechen. Die große Erregung der Maſſen,
noch dazu bei der herrſchenden Tropentemperatur, bedurfte nur
des geringen Anlaſſes eines Vorgehens von Poliziſten gegen
einige Radaubrüder, um ſofort einen wütenden Angriff gegen
das gänzlich unzulängliche Häuflein Poliziſten hervorzurufen.
Der bekannte Arbeiterführer Tom Mann verſuchte, in ſeiner
Rede fortzufahren, um ſo die Aufmerkſamkeit wieder auf ſich zu
lenken, doch die Menge überſchwemmte die Rednertribüne. Die
Polizei ging mit ihren Knüppeln zum Angriff vor. Die Menge
ſchien aber jede Furcht vor dieſer Waffe verloren zu haben. Sie
ſelbſt kämpfte, abgeſehen von den üblichen Wurfgeſchoſſen, wie
Flaſchen, Steinen und Kohlen, mit ihren Gürteln, mit Meſſing-
ſchnallen und mit Bleikugelſchleudern.

Die Polizei kämpfte nicht mehr, um die Ordnung aufrecht zu
erhalten, ſondern um ihr Leben. Viele Poliziſten löſten ihre
Ledergürtel ebenfalls und ſchlugen mit den ſchweren Schnallen
auf ihre Angreifer ein. Als die Verwirrung am größten war,
öffneten ſich die Tore der St.-Georges-Hall und das darin
untergebrachte Warwickſhireregiment rückte aus. Mit den
Truppen erſchienen der Lord-Mayor und der Polizeirichter. Die
Aufruhrakte wurde verleſen. Die Menge ließ ſich aber noch
nicht einſchüchtern, ſondern wandte alle Waffen, die ihr zur
Verfügung ſtanden, an. Barrikaden wurden aufgeführt.
Die Polizei wurde mit Ziegelſteinen und Flaſchen von Leuten,
die ſich in den Hauseingängen und an den Fenſtern aufgeſtellt
hatten, boinbardiert. Einige Männer ſtiegen auf die Haus-
dächer und ſchleuderten Dachziegel und Backſteine auf die Poli-
ziſten. Seile wurden über die Straßen geſpannt und Feuer
wurde angezündet, um das Vorrücken der berittenen Mann-
ſchaften zu verhindern.

Die Aufruhrakte wurde ein zweites Mal verleſen. Endlich
wurde die Kavallerie herbeigerufen, und ſofort trat einige Ord-
nung ein, als die Menge ſah, daß das Militär zum An gri,ff
vorging. Als einige Ordnung hergeſtellt war, wurde das Mili-
tär zurückgezogen, und dje Unruhen begannen aufs neue. Der
St.-Georges-Platz glich Gnem Schlachtfeld. Ueberall lagen be-
wußtloſe Streikende undf Poliziſten mit blutüberſtrömten Ge-
ſichtern. Die Lime-Street-Station war als Hoſzital für ver-
wundete Poliziſten eingerichtet worden. Es wurden über
hundert Verhaftungen vorgenommen.

Liverpool, 14. Auguſt. Die Hauptſchiffahrtsgeſellſchaften
haben heute mittag die Ausſperrung verkündet. Es werden
30 000 Arbeiter davon betroffen.

London, 14. Auguſt. Die Lage iſt eine immer noch unge-
klärte. Die Haltung der Transportarbeiter iſt weiterhin
drohend. Die Zahl der Arbeiter, die die Arbeit wieder aufge-
nommen hat, iſt nur eine ſehr geringe. Von verſchiedenen
Seiten wird verſichert, daß ein neuer Generalſtreik befürchtet
wird. Der neue Ausſtand ſoll auf die Unzufriedenheit zahl-
reicher Streikender zurückzuführen ſein, die mit den gemachten
Zugeſtändniſſen nicht zufrieden ſind.

London, 14. Auguſt. Maſſenverſammlungen engliſcher
Eiſenbahner ſtellen für Ende der Woche Eiſenbahner-
ausſtände über ganz England in Ausſicht.

Gewerkſehaftliches.
Der Kampf in der Metallinduſtrie.

Die Ausſperrung der Metallarbeiter muß um jeden Preis
verſchärft werden! Das war die Parole, die die Scharfmacher
unter den Leipziger Metallinduſtriellen in ihrer Verſamni
lung vom Freitag abend ausgaben. Bisher haben ſie bei einem
Teil ihrer Verbands mitglieder nicht das gewünſchte Verſtändnis
für ihre Taktik gefunden, ſo daß ſtatt 60 Prozent bis jetzt kaum
30 Prozent der betreffenden Metallarbeiter ausgeſperrt worden
ſind; nur reichlich 5000 ſtatt den angekündigten 10--12 000
Mann ſind entlaſſen. Um nun die Ausſperrung nach Kräften
zu forcieren, hat der Leipziger Metallinduſtriellen-Verband
folgenden bezeichnenden Beſchluß gefaßt:

Diejenigen Mitglieder, die bis zum 14. Auguſt 1911 weniger
als 60 Prozent ihrer geſamten Belegſchaft ausgeſperrt haben,
zahlen eine Buße von 50 Mark pro Mann und
Tag an die Kaſſe des Verbandes.

Zur ſchärferen Durchführung der Ausſperrung beſchloß die
Verſammlung der Jnduſtriellen:

Jedes Mitglied des Verbandes hat bis zum 14. Auguſt 1911
60 Prozent ſeiner geſamten Belegſchaft auszuſperren
unter Abrechnung von Meiſtern und Lehrlingen. Ausge-
ſchloſſen hiervon ſind kleine Betriebe mit einer Belegſchaft
nicht über zehn Mann. Betriebe, welche mehr als zehn Mann
beſchäftigen, aber weniger als 23 Mann, haben nur bis auf!

zehn Mann Belegſchaft auszuſperren. Jn jedem Fall aber
haben auch dieſe Betriebe alle einer Organiſation ange

hörenden Arbeiter bis auf 40 Prozent ihrer Beleg
ſchaft auszuſperren. Von der Ausſperrung ſollen
vor allem die Mitglieder des Metallarbeiter-Ver-
bandes und erſt dann die Mitglieder der übrigen Ge
werkſchaften, als Gewerkverein der deutſchen Maſchinenbau
und Metall- Arbeiter (Hirſch-Duncker), Chriſtlich-nationale
Gewerkſchaft, Schmiedeverband, Holzarbeiterverband uſw., an

letzter Stelle die nichtorganiſierten Arbeiter be
troffen werden. Letztere erhalten die feſtgeſetzte Entſchädigung
und ſind der Verbandsleitung mit Namen, Wohnung uſw.
bekanntzugeben.

Und um einen Keil in die Arbeiterſchaft zu treiben, ſie zur
Aufgabe der Organiſation zu verlocken, beſchloß die Verſamm-
lung ferner:

Alle nichtorganiſiert en Arbeiter, die von Mit
gliedern des Verbandes ausgeſperrt werden, erhalten bis zur
Wiedereinſtellung vom Verband der Metallinduſtriellen im
Bezirk Leipzig eine Entſchädigun g. Dieſe Entſchädigung
ſoll betragen t5 Mark für unverheiratete Arbeiter pro Woche,
20 Mark für verheiratete Arbeiter pro Woche. Die durch dieſe
Entſchädigung entſtehenden Koſten ſollen durch eine Umlage,
berechnet auf den Kopf der Belegſchaft jedes einzelnen Ver-
bandsmitgliedes, nach dem Stande vom 28. Juli 1911, von
den Verbandsmitgliedern aufgebracht werden.

Alle dieſe Mittel werden nicht imſtande ſein, die Ge
ſchloſſenheit der Arbeiter zu ſprengen. Und als Beweis, daß
der Metallarbeiterverband ſich von den Jnduſtriellen nicht ins
Bockshorn jagen läßt, mag die Tatſache dienen, daß er einige
hundert beſonders qualifizierte Arbeiter aus den Betrieben
herausgeholt und die Betriebe ſo völlig ſtillgelegt hat.

v

Jn den Dresdner Metallbetrieben iſt bisher von vierzehn
Firmen der Ausſperrungsanſchlag ausgehängt worden, die
ſelben beſchäftigen 6453 Metallarbeiter. Von einer großen
Firma, die dem Metallinduſtriellen- Verbande angehört, wurde
der Ausſperrungsanſchlag nicht ausgehängt.

Drohender Maſſenkampf in Ungarn.
Budapeſt, 11. Auguſt. (Hirſch's Bureau). Vierzigtauſend

Eiſenarbeiter beabſichtigen in den Streik zu treten, falls ihre
Lohnforderungen von den Maſchinenfabriken bis heute abend nicht
bewilligt werden. Auch die Budapeſter Taxameter Droſchken-
kutſcher zeigen Streikabſichten.

Der Ausſtand in der Badiſchen Anilin- und Sodafabrik
dauert ſchon vier Wochen. Ausſtändig ſind 2200 Arbeiter. Die
wichtigſten Betriebe werden notdürftig mit Arbeitswilligen auf
recht erhalten, andere ſind ſtillgelegt. Alle Einigungsverſuche des
Fabrikarbeiter- Verbandes wurden zurückgewieſen. Danach nahmen
die noch im Betrieb tätigen Arbeiter in zwei großen Verſamm-
lungen zur Bewegung Stellung und beauftragten den Kranken
kaſſenAusſchuß, da ein Arbeiterausſchuß nicht beſteht, mit der
Direktion zwecks Beilegung der Differenzen in Verhandlungen
einzutreten. Der Ausſchuß wurde angehört und ihm anderen
Tages ſchriftliche Antwort zügeſtellt. Darin hieß es, daß die
Arbeiter ſich zur Aufnahme der Arbeit melden ſollten. Sie
würden nach Bedarf eingeſtellt, aber die Direktion behalte ſich
die Auswahl der Einzuſtellenden vor. „Hetzer“ und „Wühler“
würden vom Betrieb ferngehalten, Lohnerhöhungen werden nicht
zugeſtanden und für die nächſte Zeit auch nicht in Ausſicht ge
ſtellt. Damit war die Situation verſchärft. Einige Ausſtändige
waren wankelmütig geworden, aber dieſe Antwort peitſchte ſie
auf und heute ſtehen ſie einmütiger denn je im Kampfe.
Die Handwerker nahmen nach der veränderten Sachlage nochmals
Stellung, und deren Organiſationen griffen nunmehr ein. Wenn
die Direktion ſich jetzt zu Verhandlungen bequemt, dann beſteht
immer noch Ausſicht, die Bewegung zu beenden. Wenn nicht,
dann muß mit der Möglichkeit der Stillegung der ganzen Fabrik,
es kommen 7000 Arbeiter in Frage, gerechnet werden.

Zuzug von Fabrikarbeitern nach Ludwigshafen
iſt ſtreng fernzuhalten!

m n e vwwareeee
Waſſerſtände.

Saale und Unſtrut. Fall Wuchs
Artern, BrrLenpeg. 13. Aug. 0,12 14. Aug. 0,12
Nebra, Oberpegel c1,70 1,78 0,08Unterpegel 71,00 1,04 (0,04Weißenfels, Oberpg. 2,20 2,48 (0,28UÜnterp. -0,96 0,68 (0,28Trotha 70,96 0,98 (0,02Alsleben, Oberpegel 2,00 2,220 (0,20UUnterpegel 0,34 0,3 (0,04Bernburg 0,06 0,08 0,02Kalbe, Oberpegel 1,30 1,26 0, SUUnterpegel -0,70 -0,50 0,20

Elbe.
Dresden 13. Aug. —2,26 14. Aug. —2,34 0,081

Torgau 0,53 --0,53)Wittenberg 0,31 0,33 (0,02Roßlau -0,35 0,34 (0,01Barby -70,23 -0,26 0,03Magdeburg 0,05 --0,07 0,02
wwaaaaaeeVerantwortlich für Leitartikel, Politiſche ueberſicht, Partei

nachrichten, Ausland, Gewerkſchaftliches, Feuillezon und Ver-
miſchtes Paul Hennig, Lokales Wilhelm Koenen, Pro
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Beilage zum Volksblatt.
Nr. 190

Ein umfangreicher Preßprozeß, der den Kampf der Juſtiz
gegen unſere Parteipreſſe wieder einmal in ſtrahlendem

lanze zeigt, beſchäftigte geſtern das Halleſche Schöffengericht.
Es klagten im Privatverfahren gegen unſeren Genoſſen Redak-
teur Kasparek vier Eilenburger Fabrikanten,
der Direktor der Eilenburger Kattunmanufaktur, der Direktor
der Deutſchen Zelluloidfabrik Dr. Müller und der bekannte
Geſchäftsführer des nationalen Arbeiterſekretariats, Theo
dor Franke, ebenfalls in Eilenburg wegen öffentlicher Be
leidigung. Zur Anklage ſtanden drei im Februar und März
dieſes Jahres im Volksblatt veröffentlichte Artikel, die ſich mit
der Eilenburger Ausſperrung beſchäftigten und die Spitzmarte
trugen: Entlarvte Terrorismusſchwindler Vom Kampf in
Eilenburg und Komödiantenpack.

Genoſſe Kasparek übernahm für die veröffentlichten Artikel
die Verantwortung und erklärte bezüglich der darin aufge
ſtellten Behauptungen den Wahrheitsbeweis erbringen zu
wollen. Nach der Verleſung der Artikel erklärte K., einige in
den Artikeln enthaltenen Ausdrücke ſeien allerdings ſcharf, aber
durch die Maßnahmen der Unternehmer gegen die Arbeiter be
dingt geweſen. Die Urſache zu dem Eilenburger Kampfe ſei
nicht der Streik in der Zelluloidfabrik, ſondern lediglich der
Kampf um Sein oder Nichtſein des Nationalen Vereins ge
weſen. Auf der letzten Tagung des Zentralverbandes deutſcher
Jnduſtrieller habe der frühere Geſchäftsführer jenes Verbands,
Bueck, ſchärfere Maßnahmen gegen die Arbeiter Ausſper
rungen uſw. empfohlen und beſonders auf das Jnduſtrie-
ſtädtchen Eilenburg hingewieſen. Bald danach habe in Eilen-
burg der Kampf gegen das Koalitionsrecht eingeſetzt und man
habe von den Arbeitern verlangt, den freien Organiſationen
den Rücken zu kehren und Mitglieder des Nationalen Vereins zu
werden. Der ſogenannte gelbe Verein habe heute etwa 200 bis
300 Mitglieder, während die freien Gewerkſchaften 2700 Mit
glieder zählten. Jn der Zelluloidfabrik ordnete man ſchließ-
lich an, daß die Einſtellung der Arbeiter nur durch den Arbeits
nachweis des Nationalen Arbeitervereins erfolge. Gegen dieſen
Zwang mußten ſich die freien Gewerkſchaften wehren, und ſie
benutzten dazu das Volksblatt, das in Eilenburg viel Abonnen-
ten hat. Es wurde eine Verſammlung abgehalten, in der man
beſchloß, ſich dem Zwange der Unternehmer nicht zu fügen.
Dann traten 300 Arbeiter in den Streik. Es rückten darauf die
Arbeitswilligen an, die unter falſchen Vorſpiegelungen nach
Eilenburg gelockt worden waren. Die Rausreißer operierten
dann mit Revolvern uſw. Dagegen hätte das Volksblatt in
einer großen Anzahl von Artikeln Stellung nehmen müſſen.
Die Eilenburger Zeitung vertrat den Unternehmerſtandpunkt,
während die Eilenburger Neueſten Nachrichten ſich zunächſt un
parteiiſch auf die Seite der Streikenden ſtellten. Der Privat
kläger Franke habe im Jntereſſe der gelben Organiſation und
des Arbeitgeberverbandes viel falſche Nachrichten in das Unter
r organ lanciert, die eine ſcharfe Zurückweiſung erfor-

rten.
Franke, der früher einmal verſucht haben foll, in der

freien Gewerkſchaft eine Rolle zu ſpielen, und dabei jedenfalls
nicht auf ſeine Rechnung kam, ſagte, die Arbeiter der Zelluloid-
fabrik hätten damals gar keinen Grund zum Streiken gehabt.
Der Nationale Verein hätte einmal 381 Mitglieder gehabt und
infolge der ſozialdemokratiſchen Kampfesweiſe um 58 abge
nommen. Der Mann ſtellte beweisloſe Behauptungen auf, nach.
denen die Mitglieder der freien Gewerkſchaften bei der Agita-
tion für ihre Verbände allerhand Schandtaten begangen haben.
So ſoll man gedroht haben, gewiſſen Leuten „die Bude
über dem Kopf anzubrennen“ uſw. Beſchuldi-
gungen, die längſt widerlegt ſind. Privatkläger wollte es
nicht haben, daß man ſeine Organiſation als die „Gelben“
bezeichnet. Genoſſe Kasparek entgegnet, daß ſich nationale Ar
beiter ſelbſt als „Gelbe“ bezeichnet hätten. So wie man die
Sozialdemokraten als die „Roten“ bezeichne, ſo nenne man die
„Nationalen“ die Gelben. Franke bekämpft auch die Eilen-
burger Neueſten Nachrichten, die früher demokratiſch geweſen
wären, weil ſie zu Bebels Geburtstag einen Verherrlichungs

artikel gebracht hätten. Als daraufhin viele Bürger
das Blatt abbeſtellt hätten, habe es eineandere
Richtung angenommen.

Der Unternehmerverband, ſo erklärte Herr Franke auf Be
fragen, ſtehe dem Nationalen Verein ſehr objek-
tiv gegenüber. Der Verein bekomme keine Mittel aus
Unternehmerkreiſen. Auf die Frage des Genoſſen Kasparek,
wer denn das nationale Arbeiterſekretariat unterhalte, ein
Verein mit 300 Mitgliedern könne doch Franke nicht erhalten

meinte Herr Franke: „Jch kann hier ganz offen bekennen,
zu Weihnachten ſind uns 500 Mark zugegangen, woher das
Geld kam, das wiſſen wir heute noch nicht.“ Unſere Nationg-
len beſitzen prächtige Gönner, und Genoſſe K. bemerkte mit
Recht, daß ein Arbeiter die 500 Mark ganz ſicher
nicht geſandt habe. Daß einzelne Unternehmer dem
nationalen Sekretariat Mittel verabreicht haben, konnte dem
nach nicht mehr in Abrede geſtellt werden.

Hierauf wurde in die Beweis aufnahme eingetreten.
Jn dem erſten Artikel hieß es u. a.:

„Um der ſchwindſüchtigen Eilenburger Zeitung aufzuhel-
fen, ſchmückt Th. Franke anonym und offen die Jnſeraten-
ſeite des Reichsverbandspapiers mit allerhand Terrorismus-
geſchichten. So hieß es in einem von uns bereits abgedruck-
ten Jnſerat, daß bei einem hieſigen Geſchäftsmann ein aus-
wärtiger Kunde einkaufen wollte. Vor der Ladentür hielten
ihn jedoch einige Poſtenſteher an und zwangen ihn, ſeine
Waren anderwärts zu kaufen. Ein anderer Geſchäftsmann
mußte dieſelbe Erfahrung machen; er erhielt von einigen
Kunden die Mitteilung, daß ſie ſchon ſeit einigen Tagen
durch Poſtenſteher abgehalten wurden, bei ihm einzukaufen.
Die Namen der Geſchädigten ſollten im Bureau des Reichs
verbands zu erfahren ſein. Wir haben dieſe Terrorismus-
geſchichte von vornherein als eine Frankeſche Unwahrheit be
zeichnet, die erfunden worden iſt, um die Arbeiter zu diskre
ditieren. Trotzdem hielten es unſere Eilenburger Genoſſen
für notwendig, der Schauermär auf den Grund zu gehen.
Einige Perſonen gingen zu Franke, um ſich zu erkundigen,
wer die geſchädigten Geſchäftsleute ſeien. Franke, der an
gekündigt hatte, daß die Namen der Betreffenden bei ihm
zu erfahren ſeien, wurde plötzlich ſehr verlegen und machte
allerhand Ausflüchte. Er meinte, daß könne er nur der Be
hörde mitteilen. Er habe den Betreffenden verſprochen, die
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1400 Mark. Namen zu verſchweigen. Auf vieles Drängen erklärte er
noch, es ſeien zwei Materialwarenhändler, deren Namen er
aber verſchweige. Weiter war aus ihm nichts herauszu
bringen. Herr Th. Franke war alſo nicht in der Lage, den
von ihm ſelbſt angekündigten „Wahrheitsbeweis“ für ſein
neueſtes Terrorismusmärchen zu erbringen. Damit iſt feſt
geſtellt, daß der ganze Jnhalt des Jnſerats von Anfang bis
zu Ende erfunden iſt und nur darauf berechnet war, die Ge-
ſchäftsleute, die ſich bis jetzt mit richtigem Jnſtinkt von der
„ſauberen“ Geſellſchaft ferngehalten haben, zuungunſten der
ausgeſperrten Arbeiter zu beeinſluſſen.

Wer aber geglaubt hat, dieſer Herr werde ſich die erlebten
Reinfälle merken und das Veröffentlichen von Terrorismus
Anzeigen einſtellen, der hat ſich ſtark geirrt. Jn der letzten
Nummer ſeines Leib und Magenblattes, der Eilenburger
Zeitung, veröffentlicht er wieder folgendes Jnſerat:

Wer treibt Terrorismus
Der Rittergutspächter Schwedler Rittergut Berg) ſollte

der Deutſchen Zelluloid-Fabrik Kartoffeln für die Arbeits
willigen liefern. Nachdem er einige Zentner geſandt hatte,
wurde ihm bedeutet, daß, wenn er weiter Kartoffeln liefere,
er ſeine Milch allein trinken könne. Ja, ihm wurde zu ver-
ſtehen gegeben, daß ſeine Fenſterſcheiben und Ackergeräte
dann nicht mehr ſicher ſeien. Herr Schwedler hat daraufhin
die weitere Lieferung der Kartoffeln eingeſtellt. Es iſt wirk-
lich zu verwundern, wo die Sozialdemokratie da noch den
„Mut“ hernimmt, von einer Schädigung der Gewerbetreiben
den durch die Arbeitgeber zu ſprechen. Th. Franke.

Was war nun bezüglich der letzt genannten Terrorismus-
geſchichte wahr? Der Zeuge Rittergutsbeſitzer Schwedler
erklärte, daß allerdings die Zelluloidfabrik bei ihm Kartoffeln
beſtellt habe. Darauf fei ihm durch ſeinen Verwalter das Ge-
rücht zu Ohren gekommen, er könnte durch die Lieferung
möglicherweiſe Schaden haben, weil er auch teils ab-
hängig ſei. Er habe dann den Jnſpektor der Zelluloidfabrik
mitgeteilt, ob jene Fabrik die Kartoffeln nicht anderweitig be-
ziehen könnte. Wenn ſie aber auf die Lieferung beſtehe, dann
ſolle ſie die Kartoffeln gern bekommen. Jnſpektor Müller habe
dann mitgeteilt, daß er die Kartoffeln anderweitig beziehen
wolle. Damit ſei die Sache erledigt geweſen. Davon, daß
er ſeine Milch eventuell allein trinken könne,
habe er nichts gewußt. Jnſpektor Müller beſtätigte
dieſe Angaben im weſentlichen, glaubt allerdings von dem Ge
rücht gehört zu haben, dem Rittergutsbeſitzer könnten möglicher-
weiſe Fenſterſcheiben und Ackergeräte beſchädigt werden. Zeuge
hat über die Sache mit Franke geſprochen dieſem aber auch
nicht geſagt, Schwedler könne ſeine Milch eventl. allein trinken.
Auch von Sozialdemokraten habe er Franke
nichts geſagt. Es wurde Frgnke vorgehalten, daß er
mit dem Jnſerat zweifelsohne geflunkert haben müſſe. Franke
will nämlich das Jnſerak vor der Veröffentlichung auch dem
Jnſpektor Müller dem Wortlaute nach vorgeleſen haben. Zeuge
Müller verneint aber, daß das Jnſerat genau ſo gelautet habe,
wie es heute vorliege.

Bezüglich der Namensnennung der beiden Geſchäftsleute,
die bohykottiert geweſen ſein ſollen, erklärt Franke, er habe da

mals nur Höflichkeitsphraſen gemacht, wenn er die
Namen nicht nannte. Kaufmann Völkel, Kaſſierer
des Reichsverbandes, will ſich bohkottiert gefühlt und
Schaden erlitten haben. Wer ihn bohykottiert haben ſoll, dar-
über wußte er allerdings nichts Beſtimmtes auszuſagen.
Aehnlich äußert ſich der auf nationalen Boden ſtehende Bäcker
meiſter Berger, der ſeinerzeit die nationalen Weihnachtsſtollen
geliefert hat. Er hat „vermutet“, die Boykottpoſten waren
Streikende oder Sozialdemokraten und die Polizei benachrich-
tigt. Auf den Einwurf, die angeblichen Poſten könnten ja auch
Spione oder Provokateure der Gegenpartei geweſen ſein, wußte
Zeuge nichts Beſtimmtes zu entgegnen. Er blieb bei ſeiner
Vermutung. Zeuge ſoll aber jene Vermutung erſt bekommen
haben, nachdem der nationale Geſchäftsführer Franke mit ihm
über den Boykott geredet hatte. Es wurde die Eilenburger
Zeitung, alſo ein gut „nationales“ Blatt vorgelegt, indem in
einem Verſammlungsbericht mitgeteilt wird, die Streikenden
bekämpften in dieſem Falle den Boykott, um die Sympathie
der Eilenburger Bürgerſchaft nicht zu verlieren.

Stadtverordneter Raute beſtätigt, daß gelegentlich der
Etilenburger Differenzen ein Bohkott nicht verhängt wor-
den iſt. Eine ihm fälſchlich imputierte Redensart: „Es werde
bald losgehen“, habe ſich nicht auf den ſpäter ausgebrochenen
Streik, ſondern auf früher von Eilenburger Unternehmern
ausgeſteilten Entlaſſungszeugniſſe bezogen. Als im Stadtver-
ordnetenkollegium über ein zu errichtendes Gewerbegericht be-
raten wurde, habe er zweierlei Zeugniſſe der Arbeiter vor-
gelegt. Die Jnhaber derjenigen Zeugniſſe, in denen der Satz
„ordnungsmäßig entlaſſen“ fehlte, erhielten keine Ar-
beit. Auch in bezug auf andere Merkmale der Zeugniſſe ge-
legentlich der Bauarbeiterausſperrung habe er dann allgemein
geſagt: Die Arbeiter werden mit dem Unternehmertum dies-
bezüglich ſchon einmal abrechnen.“ Dieſe Aeußerung hatte
mit dem ſpäteren Streik gar nichts zu tun.

Nun folgte Frankes Wohnungsmärchen. Franke
hatte auch öffentlich verbreitet, er ſei durch die Sozial-
demokratie aus ſeiner Wohnung vertrieben
worden. Hierzu war die Hauswirtin Bock geladen. Zeugin
erklärt auf Befragen, weshalb ſie Franke gekündigt habe:
„Herr Franke war ſehr anſpruchsvoll, wollte
ſeine Stube gemacht haben und hatte einen
unſauberen Hund; deshalb kündigte ich ihm.
Es iſt von keiner Seite auf mich eingewirkt worden, ihn aus-
zumieten. Daß diesbezügliche Gerüchte verbreitet worden ſind,
iſt möglich, aber ein Druck auf mich iſt nicht ausgeübt worden.“

Die Märtyrerpoſe Frankes war gründlich vorbeigelungen.
Auf eine Anzapfung bezüglich ſeines wechſelvollen Lebens, er
klärt Franke, daß er nur einmal wegen Unfugs mit 15 Mk.
Geldſtrafe belegt worden ſei.

Es war auch die Behauptung aufgeſtellt worden, den Ar
beitern, die den Streik „grundlos“ inſzeniert hätten, ſei es
mit ihren Einigungsverhandlungen nicht ernſt geweſen. Dies-
bezüglich brauch bloß auf das ſchroffe Antwortſchreiben des
Unternehmerverbandes hingewieſen werden, das Bürgermeiſter
Belian auf eine an ihn gerichtete Eingabe der Geſchäftsleute
erhielt. Es lautete:

„Auf das eingegangene Schreiben vom 20. d. M. teilen
wir Jhnen ergebenſt mit, daß wir nicht ohne Erſtaunen von
den friedfertigen Abſichten der Petenten Kenntnis genommen
haben. Es iſt uns bekannt, daß gerade von einem Teile der
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Unterzeichneten die Arbeitgeber dadurch bekämpft wurden,
daß ſie an deren Arbeitswillige die Lieferung von Waren
und Leiſtungen verweigern. Von einer Schädigung hieſiger
Geſchäftsleute kann unſeres Erachlens keine Rede ſein, nach-
dem die Anzahl der Verbraucher nicht gemindert, ſondern
durch die neu hinzugezogenen Arbeiter bedeutend erhöht
wurde, die dem Konſumverein nicht angehören und ihren
Bedarf bei den Geſchäftsleuten gern decken wollen. Es
ſcheint den Petenten überhaupt nicht bekannt zu ſein, daß
die ſozialdemokratiſchen Gewerkſchaften den Streik in fri-
volſter Weiſe dadurch provozierten, daß in der Deutſchen
Zelluloidfabrik über 300 Arbeiter ohne jeden Grund die Ar-
beit kündigten, und ſomit aus Gründen der Selbſterhaltung
die übrigen Arbeitgeber genötigt waren, ihren ſozialdemo-
kratiſch organiſierten Arbeitern auch zu kündigen. Die
Petenten werden erſucht, diejenigen unter ihnen namhaft
zu machen, die bereit ſind, an Arbeitswillige, zu liefern, da
mit dieſelben bekanntgegeben und ſomit unterſtützt werden
können.“

Jm Volksblatt wurde das Schreiben ſcharf gloſſiert.
Franke verſuchte durch allerhand beweisloſe Behauptungen

darzulegen, daß es den Arbeitern mit den Einigungsbeſtre-
bungen nicht ernſt geweſen ſei und daß die Beſtrebungen durch
den ſcharfen Ton des Volksblatts geſcheitert ſind. Demgegen-
über bekundet der Zeuge Raute, daß Franke die Dinge wie
Kraut und Rüben durcheinander wirft. Den Arbeitern ift es
ſehr ernſt geweſen mit den Einigungsverhandlungen. Bereits
fünf Tage nach Ausbruch des Streils, als noch gar keine An-
griffsartikel im Volktsblatt erſchienen waren, wurden Eini-
gungsverhandlungen der Arbeiter angebahnt. Genoſſe Kas-
parek erklärt, daß nach dem Verhalten der Unternehmer der
Ausdruck Komödiantenpack wohl angebracht geweſen ſei.

Zeuge Arbeiter Bunge bekundet, daß er früher Mitglied
einer freien Gewerkſchaft, des Fabrikarbeiter- Verbandes ge-
weſen ſei. Da habe der Betriebsleiter der Zelluloidfabrik zu
ihm geſagt: „Bunge, wenn Jhnen die Arbeitlieber
iſt, dann meiden Sie den Verband. Darauf habe
die Direktion ihm ſeine Mitgkiedskarte abgenom-
men und dieſe dem Fabrikarbeiterverband zugeſandt. Später
habe man ihn erſucht, wieder in den Verband einzutreten
Vorſitzender: „Na, da iſt Jhnen wohl ein bißchen
gedroht worden?“ Zeuge entgegnet, er ſei wieder frei-
willig in den Verband eingetreten. Als der Verteidiger feſt-
ſtellen wollte, ob vielleicht auch vom nationalen Verbande auf
den Mann eingewirkt worden iſt, meinte der Vorſitzende, man
dürfe einem Zeugen die Beantwortung der Frage nicht in den
Mund legen. Der Verteidiger entgegnete darauf, die Aeuße-
rung: „Na, da iſt Jhnen wohl ein bißchen gedroht worden“,
habe dann auch nicht als einwandfrei angeſehen werden kön-
nen. Eine Zeugin Elſe Schäfer ſagt aus, daß ſie, um in
der Zelluloidfabrik Arbeit zu bekommen, erſt dem Natio-
nalen Verein beigetreten, dann bei Herrn Franke
geweſen ſei und dann Arbeit erhalten habe.

Der Verteidiger Rechtsanwalt Müller beantragte noch
mehrere Zeugen zu laden, um nachweiſen zu können, mit wel-
chem Terrorismus das Unternehmertum gegen die Arbeiter
vorgegangen ſei. Auch ſollte bewieſen werden, daß der Por-
tier der Zelluloidfabrik Arbeiter mit den Worten gedroht habe:
„Werden Sie gelb, oder Sie können gehen.“
Ferner wurde die Ladung des Bürgermeiſters Belian be-
antragt. Die Beweisanträge wurden als uner-
heblich abgelehnt.

Der Verteidiger der Reichsverbändler ſpitzte ſeine wenigen
Worte, die er ſagte, auf den „guten Ton“ zu, den eine an
ſtändige Zeitung immer pflegen müſſe. Die in den Artikeln
gebrauchten Ausdrücke ſeien ſehr ſcharf; es müßte eine
hohe Geldſtrafe, wenn möglich eine Gefängnisſtrafe verhängt
werden.

Rechtsanwalt Müller erklärt nur die Privatkläger Franke
und Dr. Müller als Kläger für legitiniert. Die weiteren fünf
Kläger müßten als ſolche ausſcheiden, da das Strafgeſetzbuch
eine Kollektivbeleidigung nicht kenne. Wenn der Reichsver-
band an ſich angegriffen werde, könne ſich doch nicht jedes
Mitglied beleidigt fühlen. Da könnten ja ſchließlich 10 600
Perſonen auf einmal klagen. Wenn man die Reaktionäre an
greife, könne ſich auch nicht jeder Reaktionär beleidigt fühlen.
Gewiß iſt der Ton der Artikel ſcharf geweſen. Dieſer Ton
war aber bedingt durch die Verhältniſſe. Denke man:
Franke, ein früherer Gewerkſchafter und
Sozialdemokrat und nun Mitglied des Reichs-
verbandes! Die gegneriſchen Flugblätter haben noch einen
viel häßlicheren Ton angeſchlagen als das Volksblatt. Und wie
hat Franke bewußt wahrheitswidrig verſchiedene Dinge dar-
geſtellt? Seine Wohnungsabtreibungsgeſchichte
iſt in das Gegenteil ſeiner Behauptung umgeſchlagen. Bei
der Kartoffelnverkaufsgeſchichte hat er aus der Mücke einen
Elefanten gemacht. Die Bohykottgeſchichte iſt maßlos über-
trieben. Erſt poſaunt Franke aus, die Namen zu nennen und
dann drückt er ſich. Er handelte damit direkt unreell. Franke
operierte mit Schauermärchen. Wer bietet die Ge-
währ dafür, daß jene Bohykottpoſten nicht Spitzel der Unter
nehmer Leute die Herrn Franke nahe ſtanden geweſen
ſind? Die Streikenden hatten offen erklärt, daß ſie mit dem
Boykott nichts zu tun haben. Der Wahrheitsbeweis
für die in den Artikeln aufgeſtellten Behauptungen iſt für er-
bracht anzuſehen. Es liege höchſtens formelle Beleidigung
vor. Und wenn der Beklagte formell über den Strang ge
hauen haben ſollte, ſo berückſichtige man, daß die Sympathien
in dieſem ſchweren Kampfe bei den Arbeitern ſind und Franke
ein Renegat iſt.

Genoſſe Kasparek weiſt noch darauf hin, daß man ihm
unbedingt den Schutz des S 193 zuſichern müſſe. Franke habe
bei allen Angriffen immer von Sozialdemokraten geſchrieben
und geſprochen. Die Beweisaufnahme habe weder von ſozial-
demokratiſchen Uebeltaten noch von Uebeltaten Streikender
etwas ergeben. Gegen die Frankeſchen Angriffe habe er als
Sozialdemokrat und Redakteur des Volksblätts vorgehen
müſſen.

Das Gericht verhängte nach nicht allzu langer Beratung
nach 4 Uhr nachmittags die Verhandlung begann um 11 Uhr
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den Artikeln gehe die Abſicht der Beleidigung aber deutlich her
vor und der Beklagte wäre bei dem Kampf, der tief ins wirt
ſchaftliche Leben eingegriffen habe, weit über die Grenze hin
ausgegangen. Der Wahrheitsbeweis ſei nicht voll erbracht und
Herr Franke habe ſich nicht alles, was er behauptet habe, aus
den Fingern geſogen. An der Boykottgeſchichte ſei doch viel
Wahres, denn es ſei nicht von der Hand zu weiſen, daß auf Ge
werbetreibende ein gewiſſer Druck ausgeübt worden ſei. Bei
Abmeſſung der Strafe ſei berückſichtigt worden, daß im poli-
tiſchen Hampf nicht jedes Wort auf die Wagſchale gelegt wer
den könne und daß in dem Kampfe nicht bloß von Arbeitern ge
ſündigt worden iſt, ſondern daß ſich auch die Unternehmer auf
das hohe Pferd geſeht haben. Verkannt dürfe aber nicht wer
den, daß die Schärfe der Artikel mit dazu beigetragen habe, die
Einigungs- oder Vergleichsverhandlungen zum Scheitern zu
bringen.

Gegen dieſes ungeheuerliche Urteil, das dem Rechtsempfinden
des Volkes geradezu ins Geſicht ſchlägt, wird natürlich Be
rufung eingelegt. Wir halten es vorläufig für ganz ausge-
ſchloſfen, daß das Urteil vor der Berufungsinſtanz ſtandhalten
önnle, ſchon was die Höhe des Strafmaßes anbelangt. Dem
Preßſünder hat man den Schutz des S 193, der von der Wah
rung berechtigter Jntereſſen ſpricht, zugebilligt, es iſt ſomit zu-
geſtanden worden, daß die unerhörten Angriffe des Eilen-
bürger Scharfmachertums eine energiſche Abwehr erheiſchten.
Und wenn trotzdem auf eine ſo hohe Strafe erkannt worden iſt,
nur weil die in der Hitze des Kampfes gewählten Ausdrücke
etwas ſcharfe waren, ſo kann man nur von einer unbegreif-
lichen Verirrung der Rechtſprechung reden. Man kann ſich un-
gefähr ausmalen, wie die Urteile gegen die Arbeiterpreſſe aus-
fallen werden, wenn erſt die verſchärfenden Ausnahmebeſtim-
mungen gegen die ſozialdemokratiſchen Blätter das neue Straf-
geſetzbuch zieren. Zu dem Urteil ſelbſt und die Art, wie es zu-
ſtande gekommen iſt, wird noch manches zu ſagen ſein.

A6, C.

Halle und Saalkreis.
Halle a. S., den 15. Auguſt 1911

Mitglieder des Sozial demokratiſchen Vereins!
Am Donnerstag, den 17. Auguſt, abends S Uhr, finden

in den bekannten Diſtriktslokalen der Stadt Beſprechungen über
Vereinsangelegenheiten ſtatt. Da verſchiedene wichtige Vereins-
ſachen erledigt werden ſollen, iſt ein recht ſtarker Beſuch erwünſcht.

Der Vorſtand des Sozialdemokratiſchen Vereins
für Halle a. S.

Die Mitglieder des 15. Diſtrikts (bisher Moritzburg) halten

dieſe im Reſtaurant von Wallrodt, Breiteſtraße 3, ab.

Polizeiſtunde für den Volkspark!
Die Polizeiverwaltung hat die Polizeiſtunde für

den Volkspark auf abends 10 Uhr feſtgeſetzt.
Nähere Mitteilungen folgen.

Die „vertragstreuen“ Steinſetzermeiſter.
Den hieſigen Steinſetzermeiſtern ſcheint es nach einer baldigen

Neuauflage des ſoeben beendeten Kampfes zu gelüſten. Wahr
ſcheinlich bilden ſie ſich ein, daß ihnen die Hilfe der verſchiedenſten
Behörden auch im Falle eines Vertragsbruches genau ſo ans-
g. zur Verfügung ſtehen wird, als wenn ſie die Arbeiter zu
ihrem Vergnügen ausſperren. Grund genug haben ſie freilich zu
dieſer Annahme. Es fragt ſich nur, ob dann auch noch die Meiſter
in der Provinz mitmachen werden, die ja bei der ganzen Geſchichte
die „Lackierten“ geweſen ſind.

Nun zur „Vertragstreue“ der genannten Herren ſelbſt. Als
drei der hieſigen Steinſetzerpoliere, die auch mit ausgeſperrt worden
waren, ſich nach Beendigung der Ausſperrung wieder bei ihren
Arbeitgebern meldeten, wurde ihnen bedeutet, daß ſie ihre Polier-
ſtellen nur wieder antreten können, wenn ſie aus dem Verbande
ausſcheiden. Andernfalls würden ſie nur als Geſellen eingeſtellt.
Um nicht von vornherein tarifbrüchig zu werden, nahmen die Be
treffenden die Arbeit zunächſt als Geſellen auf, riefen jedoch ſofort
die Schlichtungskommiſſion an, weil ſie in der Handlungsweiſe
der Steinſetzermeiſter mit vollem Recht! eine Maßregelung
erblickten.

Jn der Schlichtungskommiſſion ſtellte ſich heraus, daß dieſem
Vorgang ein allgemeiner Beſchluß des Arbeitgeberverbandes zu-
grunde liegt. Allerdings haben die Unternehmer in der Provinz
bis jetzt nicht den Mut gehabt, den Beſchluß zur Ausführung zu
bringen ſie werden ſich auch hüten, es zu tun! Jn der Ver
handlung beſtritten die Herren Steinſetzermeiſter, daß eine Maß-
regelung oder gar ein Tarifbruch vorliege. Die Vertreter der Ar-
beiter führten aber den Nachweis, daß es ſich hier doch um einen
Bruch des Tarifes handelt, indem ſie feſtſtellten, daß bei den ent-
ſcheidenden Verhandlungen, die zu dem Abſchluß des neuen Ver-
trages führten, die Arbeitgeber mit keinem Worte den
in Rede ſtehenden Beſchluß erwähnt haben. Hätten
ſie von den Arbeitervertretern die Anerkennung eines ſolchen Be-
ſchluſſes verlangt und davon das Zuſtandekommen des Vertrages
abhängig gemacht, ſo hätten dieſe den Vertrag unter allen
Umſtänden abgelehnt. Man könnte ihnen doch nicht zu
muten, ein Sechſtel ihrer Kollegen als Opfer des Kampfes preis
zugeben! Jedenfalls haben die Unternehmer ſich durch das Ver
ſchweigen ihres Beſchluſſes, der eine wichtige Tatſache in der ganzen
Vertragsmaterie darſtellt, einer Täuſchung ſchuldig gemacht und
gegen Treu und Glauben verſtoßen. Damit iſt der Vertrag recht
lich hinfällig. Und wenn ſie, die Unternehmer, nach Abſchluß des
Vertrag s ihren Beſchluß durchführen wollen, ſo iſt das ein glatter
Tarifbruch.

Der in der Schlichtungskommſſion mitwirkende Gewerberichter,
Herr Dr. Köcher, gab zum Schluß der Verhandlungen ſeiner
Anſicht dahin Ausdruck, daß ein Tarifbruch ja wohl nicht vorliege,
da in dem Vertrage von den Polieren überhaupt nicht die Rede
iſt. Er meinte aber auch, daß der Vertrag „unſächlich ſei und
gegen die guten Sitten verſtoße“, weil er den einzelnen Arbeit-
geber in der Auswahl ſeiner Poliere binde. Es ſei Sache des
Arbeitgebers, wen er als Polier einſtellen wolle.

Wir meinen, daß dieſe rein formal-rechtliche Auslegung des
Tarifvertrages nicht nur eine ſehr engherzige iſt, ſondern gerade
den Arbeitgebern am gefährlichſten werden kann. Der Gewerbe
richter führte in der Verhandlung ſelbſt aus, daß die Arbeiter das
Recht haben, das Zuſammenarbeiten mit ihnen mißliebigen Per-
ſonen zu verweigern, weil auch darüber der Tarifvertrag nichts
beſagt. Wir fügen hinzu, auch über das Verhältnis zu den Hilfs-
arbeiterit beſagt der Tarif nichts. Jm Gegenteil, die Unternehmer
haben es ganz ſtrikte abgelehnt, darüher etwas in den Tarif auf-
zunehmen. Nach der Deduktion des Gewerberichters: Alles was
nicht im Tarifvertrage ſteht, unterliegt der freien Vereinbarung,
hätten dann auch die Steinſetzer im Falle eines Streiks der
Hilfsarbeiter diesmal das vollſtändig freie Entſchließungsrecht, zu

e ſich desdeln, wie ſie wollen. Selbſt ſtreiken könnten ſie, ohnr Stei die

ein

vertrage, daß helle X
arbeiter nicht aus Sympathie die Arbeit einſtellen dürfen.
für ſich därfen ſie keine Forderungen ſtellen, dann iſt die
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Vielleicht überlegen ſich's die Herren Unternehmer noch einmal,

ob ſie es auf eine derartige Auslegung des Tarifvertrages an
kommen laſſen wollen. Die Steinſetzer haben bisher in ihrer
Tarifpolitik die Grundſäde von Treu und Glauben als oberſte
Richtſchnur ihres Handelns gelten laſſen. Wenn die Halleſchen
Unternehmer dieſen Grundſatz für ſich nicht gelten laſſen wollen,
ſo iſt heute ſchon abzuſehen, wer davon den größten Schaden haben
wird. Die Arbeiter ſicherlich nicht!

e n

Städtiſche D9nthyslene.

Es iſt anzuerkennen, daß ſich die Gemeinden immer mehr
dazu aufraffen, den Anforderungen der Geſundheitspflege Rech
nung zu tragen, und daß ſie infolgedeſſen auch der Schulgeſund
heitspflege etwas mehr Aufmerkſamkeit zuwenden, als man
das bisher gewöhnt war. Meiſt zwingen hierzu die BVer-
hältniſſe und die wachſenden Gefahren, die ſich für ein Ge-
meindeweſen aus einer Vernachläſſigung der Geſundheitspflege
ergeben, weit ſeltener iſt die eigene Erkenntnis und das ſelb
ſtändige Streben nach wirklich muſtergültigen Einrichtungen
die Triebfeder nennenswerter Beſſerungen. Daß aber trotz
alledem, was bisher auf dieſem Gebiete geleiſtet worden iſt,
noch recht viel zu tun übrig bleibt, das zeigt das
Ergebnis einer Umfrage, die vom Ausſchuß für Geſundheits-
pflege der deutſchen Zentrale für Jugendfürſorge in einer
größeren Anzahl von Gemeinden vorgenommen und in einer
Broſchüre der Oeffentlichkeit übermittelt worden iſt.“) Die
Unterſuchung erſtreckte ſich auf alle deutſchen Städte mit mehr
als 10 000 Einwohnern. Von 524 in Betracht kommenden Ge
meinden haben 468 den ihnen zugeſandten Fragebogen ord-
nungsmäßig ausgefüllt. Die Fragen bezogen ſich auf die Zahl
der Schulen, Klaſſen und Schüler, auf Gymnaſtik, Reinlichteit,
Erholung und Ernährung der Schüler, auf die Alkoholfrage,
Zahnfrage, Fürſorge für ſehr ſchwachſichtige oder blinde Kin-
der, auf die Schwerhörigenfrage, auf Sprachſtörungen, Nerven-
leiden, Schwachbefähigung und Tuberkuloſe. Mit den Frage-
bogen ſelbſt wurden Leitſähe verſandt, aus denen zu erſehen
war, wie in den wichtigen Fragen die Schule den Schülern
gegenüber ſich verhalten ſoll.

Da iſt es nun beſonders intereſſant, die Ankworken einzelner
Gemeinden mit den in dieſen Leitſätzen niedergelegten ſchul-
hygieniſchen Forderungen zu vergleichen, um erſehen zu kön-
nen, wie wenig teilweiſe den ſelbſtverſtändlichſten Forderungen
Rechnung getragen worden iſt. Um das Ergebnis der Umfrage
überſichtlicher zu machen, iſt die Unterſuchung in fünf Größen-
klaſſen zerlegt worden, und zwar in Städte bis 20000, bis
30 000, bis 50 000, bis 100 000 und über 100 000 Einwohner.
Aus dieſer Einteilung gehd bei faſt allen in Betracht kommen
den Fragen und Antworten hervor, daß, je größer die Ge-
meinde, deſto beſſer die hygieniſchen Verhältniſſe in den
Schulen. Während gewiſſe Forderungen von den größten
Städten faſt durchweg erfüllt worden ſind, mangelt es hiermit
in den mittleren Städten, noch mehr aber in den kleinen
Städten. Auch die Tatſache, daß der Fragebogen meiſt von
kleineren Städten unbeantwortet geblieben iſt, läßt darauf
ſchließen, daß man ſchulhygieniſche Einrichtungen der betreffen-
den Art nicht oder doch nur in ſehr mangelhaftem Zuſtande be
ſeſſen und infolgedeſſen lieber gar keine Antwort gegeben hat.

Wenden wir uns nun einigen dieſer Fragen und den hierauf
erfolgten Antworten zu. Da zeigt das Ergebnis der Umfrage,

'daß von 468 Orten nur in 266 Orten, alſo in nur reichlich der
Hälfte, Schulärzte angeſtellt waren. Dabei zeigt ſich
in den einzelnen Größenklaſſen der Gemeinden recht deutlich,
wie das Verhältnis in den größeren Gemeinden immerhin
günſtig iſt, dann aber ſich immer ungünſtiger geſtaltet, je
weniger die Gemeinde Einwohner zählt. So hatten Schulärzte
angeſtellt 97 Prozent der Gemeinden mit über 100 000 Ein-
wohnern, 76 Prozent der Gemeinden bis 100 000 Einwohner,
70 Prozent der Gemeinden bis 50 000 Einwohner, 51 Prozent
der Gemeinden bis 30 000 Einwohner und 45 Prozent der Ge
meinden bis 20 000 Einwohner. An 202 Orten für 1230 Schulen
fehlten alſo Schulärzte gänzlich.

Wenn ſchon dieſer wichtigen Frage der Anſtellung von Schul
ärzten nicht allgemein die erforderliche Aufmerkſamkeit ze-
ſchenkt wird, ſo braucht man ſich nicht zu wundern, daß es mit
anderen hygieniſchen Forderungen keineswegs beſſer, vielfach
aber noch erheblich ſchlechter beſtellt iſt. Nach der Umfrage gab
es nur 193 Orte (davon in 60 Orten nicht in allen Schulen), in
denen gymnaſtiſche Uebungen vorgenommen wurden: nur in 22
Orten fand orthopädiſcher Turnunterricht für rückgratver-
krümmte Kinder von Gemeinde wegen ſtatt. Brauſebäder in
Schulgebäuden gab es in 216 Orten, womit aber nicht geſagt iſt,
daß ſolche Bäder für alle Polksſchulen und Schüler dieſer Orte
vorhanden waren Gelegenheit zu Schwimmhbädern durch
die Schulverwaltung war an 205 Orten ganz oder teilweiſe ge
geben, und in 95 Orten wurde Schwimmunterricht auf Ge
meindekoſten erteilt.

Auf Anordnung der Schulverwaltung wurden unter Leitung
von Lehrern in 357 Orten Spiele im Freien veranſtaltet, aber
nur in 226 Orten waren Spielnachmittage eingerichtet. Ferien-
erholung für ſchwächliche Kinder war in zahlreichen Orken
eingerichtet, aber nur in 196 Orten fand die Entſendung in
Ferienkolonien unter Mitkwirkung der Gemeinde ſtatt. Be-
ſondere Einrichtungen für ſchwächliche Kinder beſtehen in 52
Orten, aber nur in 28 werden dieſe Einrichtungen von der
Schule oder der Gemeinde gefördert.

Ausübung und Ergebniſſe der Schulhygiene in den Volks
ſchulen des Deutſchen Reiches nach dem Stande vom Sommer
1908. Jm Auftrage der deutſchen Zentrale für Jugendfür-
ſorge, Ausſchuß für Geſundheitspflege, bearbeitet vom Schul-
arzt Dr. A. Lewandowski- Berlin. Leipzig, Verlag von B. G.
Teubner,

Die Schweine werden ſtändig billiger, das Fleiſch jedoch
noch immer nicht.

Ein Leſer teilt uns mit, daß Halleſche Fleiſchermeiſter einem
kleinen Bauer in der Aue für drei fette Schweine 28 Mark für
den Zentner Lebendgewicht geboten haben, wofür ſie die Tiere
allerdings noch nicht bekommen haben. Jm Mangsfelderkreis aber
kaufen ſie täglich Schweine zu 38-40 Mark pro Zentner Lebend-
gewicht. Auch die bürgerlichen Blätter berichten täglich über
ähnlich niedrige Preiſe. Jn der Saalezeitung ſchreibt ein Landwirt
allerdings nur im Sprechſaal: „Seit drei Wochen biete ich ſchlacht
bare Schweine a Zentner 43 Mark aus und wenn ich den Fleiſcher
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„ſie keinen Bedarf hätten“, kam dann ein Halleſcher Meiſter,
deſſen Namen ich abſichtlich nicht nenne, und bot mir äußerſt
42 Mark pro 100 Pfund lebend.“

Weiter teilt er mit, daß die kleinen Beſitzer zum Hausſchlachten
übergehen. Er ſelbſt habe dieſer Tage ein Schwein ansgepfundet.
„Wurſt mit 75 Pfg., Gehacktes mit 80 Pfg., Kamm und Schinken
ſowie alles übrige Fleiſch mit 70 Pfq., Pötelknochen (ſehr fleiſchig)
mit 40 Pfg. pro Pfund verkanft. Unkoſten, als Schlachten, Unter
ſuchung, Verſicherung, Gewürze, Feuerung, Löhne, haben rund
10 Mark für das Schwein betragen. Jch bin ſehr gut dabei
gefahren und habe bei den niedrigen Verkaufspreiſen ſogar noch
15 Prozent mehr verdient, als das Angebot mit 42 Mk. betrug.“

Die Hausfrauen mögen ſich nun einmal die Mühe machen, die
Preiſe dieſes Mannes mit den hieſigen Ladenpreiſen zu vergleichen.
Da können einem die Augen übergehen ob der Verdienſte, die die
Händler einſtreichen, ohne dafür auch nur den geringſten volks-
wirtſchaftlichen Nutzen zu bringen. Die Halleſche veröffentlicht
dazu auch noch wieder eine Statiſtik, aus der hervorgeht, daß ge
rade Halle beſonders hohe Schweinefleiſchpreiſe hat.
Dieſe neue Berechnung zeigt, daß es noch immer zutrifft, was
wir nach der Reichsſtatiſtik des vorigen Jahres ſchon vor einigen
Tagen feſtſtellten, nämlich: daß Halle die höchſter Fleiſchpreiſe im
ganzen Reiche hat. Die Forderung Herunter mit den Fleiſch
preiſen! iſt alſo hier doppelt berechtigt. Aber wie ſoll man dieſe
Forderung durchſetzen? Die Halleſche ſchreibt forſch:

„Ein Leſer unſeres Blattes macht den durchaus beherzigens-
werten Vorſchlag, daß ſämtliche Hausfrauen von Halle und Um
gegend einen Ring ſchließen müßten zu dem Zwecke, daß, ſo lange
die hohen Preiſe aufrecht erhalten würden, kein Stückchen
Fleiſch gekauft werden darf. Jn acht Tagen hätten wir
normale Fleiſchpreiſe und die Hausfrauen gefüllte Taſchen. Es
kann doch wirtlich nicht ſchwer ſein, ſo ſchließt die Zuſchrift an
uns, wenn es ſich um das allgemeine Wohl des Volkes handelt,
einige Tage kein Fleiſch zu eſſen.“

Bravo, liebe Halleſche! Auf zum Boykott! Wir ſind feſt davon
überzeugt, wenn der Hausfrauenring zu ſtande käme und den von
der Halleſchen gewünſchten Zwang ausübte, die Preiſe würden
ſicher in wenigen Tagen weſentlich ſinken. Wir freuen uns,
daß die Halleſche jetzt auch offen unter die Terroriſten gegangen
iſt, daß ſie Zwangsmittel, wie den Boykott, zur Erreichung
wirtſchaftlicher Zwecke offen vorſchlägt. Wozu doch das böſe
Gewiſſen alte Sünder treiben kann. Denn bei der Halleſchen
iſt es nur das böſe Gewiſſen, was ſie zu dem VBoykottvorſchlag
veranlaßt. Sie weiß zu gut, daß die überagrariſche Geſetzgebung
Deutſchlands der eigentliche Grund für die Teurung iſt. Deshalb
das überlaute Geſchrei über die Fleiſchermeiſtergewinne. Aber
wie ſehr gerade die Zölle und Einfuhrbeſchränkungen die Preiſe
verteuern, dafür liefert uns Oeſterreich gegenwärtig den Beweis.
Dort wird trotz Agrarierherrſchaft argentiniſches Rindfleiſch das
Pfund ſchon für 50 bis 85 Pfg. verkauft. Alſo liebe Halleſche
Nicht nur Boykott gegen Fleiſcher iſt mit Recht zu fordern, die
Forderung: Nieder mit den Zöllen! Oeffnet die Grenzen, muß
ebenſo laut und dringlich erhoben werden.

Die Streikbrecherſuche des Polizeiblatts ſteht gegenwärtig
wieder in vollſter Blüte. Kaum iſt die Ausſperrung in der
thüringiſchen Metallinduſtrie Wirklichkeit geworden, da kommt
auch ſchon das Streikbrecherinſerat im Generalanzeiger, wo-
durch für die Hauptſcharfmacherfirma tüchtige Dreher,
Schloſſer, Schwarzblechklempner und Tiſchler zu ſofortigem
Eintritt und für „dauernde“ Beſchäftigung bei „hohem“ Lohn
nach Erfurt geſucht werden. Ebenſo ſcheut ſich das immer noch
auf Arbeiterabonnenten ſpekulierende Blatt nicht, trotz unſerer
wiederholten Rügen immer wieder die Streikbrecherſuche für
Tiſchler nach Hamburg zu betreiben. So ſchwer auch der Kampf
der Arbeiter dort ſein mag: Generalanzeigerverleger kümmert
das nicht. Sie bringen die Streikbrecherinſerate immer flott
wieder, die Halleſche Arbeiterbevölkerung läßt ſich das ja ruhig

Ja, ſie bezahlt für ſolche Fußtritte ſogar noch dieſes
att,

Die Halle-Hettſtedter Eiſenbahn- Geſellſchaft hat gute Ge-
ſchäfte gemacht. Der im a 1910-11 ergzielte Be
triebsüberſchuß betrug 442 316,83 Mk. (im Vorjahre ſtellte er
ſich auf 889 557,36 Mk.). Der Aufſichtsrat beſ on der ordent-
lichen Generalverſammlung vorzuſchlagen, be öheren Rück
lagen als im Vorjahre auf das geſamte Aktienkapital 3 Pro
zent Gewinn zu verteilen.

„O, welche Luſt Soldat zu ſein“, ſo ſchließt das Polizel
blatt geſtern einen ſchwülſtigen Artikel, in dem es dummer-
weiſe mit Manöverſtrapazen patriotiſche Stimmung machen
will. Wie ſchön das Militärleben ſein muß, illuſtriert ein am
gleichen Tage in die Welt geſchickter Steckbrief, der hinter einen
ausgerückten Reſerveoffizier erlaſſen iſt. Ob es dem auch eine
Luſt war, Soldat zu ſein Und das Polizeiblatt bringt in
der gleichen Nummer noch eine Meldung, die die Liebe zum
Soldatenweſen ſehr ſteigern wird. Es iſt nämlich wieder ein
neues Mordwerkzeug erfunden:

„Von Herrn Wilhelm Behr hier wurde ein Patent auf eine
ſelbſtzündende Militär-Gewehrkugel angemeldet. Gleich nach
Fertigſtellung des Zeppelin-Luftſchiffes konſtruierte die Krupp
che Firma eine Kanone, mit deren Geſchoſſen Ballons zum

inken gebracht werden ſollen. Auch wurde vor kurzer Zeit
durch Erfindung eines beſonderen Gewehres dieſe Kanone er-
ſetzt. Es iſt aber immerhin umſtändlich dieſes beſondere Ge
wehr überall mitzuführen. Die von Herrn Wilhelm Behr et
fundene ſelbſtzündende Militär-Gewehrkugel ſoll beide vorge-
nannte Erfindungen erſetzen, indem jeder einzelne Soldat auf
Patrouille oder Poſten jeden in Sicht kommenden Ballon durch
die erfundene Hugel zum Sinken bringen känn, ohne daß
h e Veränderung an dem jetzigen Gewehr vörzuneh-
men iſt.“

Bei ſolcher Mord und Brand e kann es an der Luſt
zum Dienſt im bunten Rock nimmer fehlen, denn mit t.
yprenden Kugeln erſchoſſen zu werden, iſt ſicher der ſchönſte

od.
Schlägerei. Am Sonntag kam es in dem Lokal zur Berg-

ſchenke in Kröllwitz zu einer Schlägerei. Ein Gaſt, der ſich
ungebührlich benommen haben ſollte, geriet mit einem Kellner
in einen heftigen Wortwechſel, der in eine Schlägerei aus
artete, an welcher ſich e Kellnern auch Militärperſonen
beteiligten. Polizei war n w. zur Stelle Beſchwerden von
Nachbarn, wie ſie gegen den Volkspark wegen viel kleinlicherer
Dinge erfolgen, werden wohl nicht kommen.

Vereins und Verſammlungskalender.
Das Vokal und Jnſtrumentalkonzert des Geſangvereins

hutetiberg und des Buchdrucker-Orcheſtervereins im Volkspaärk
findet, falls ungünſtiges Wetler eintreten ſollte, im größenSaal ſtatt. Zahlreicher Beſuch iſt gerade heute ſehr rn inge
und durch die Darbietungen voll gerechtfertigt,

aledampfſchiffahrt
irriger Auffaſſungen ſeigewieſen, daß W nochmals an dieſer

Demmer e. F. St Vermeidung
telle darauf hin

ahrten nach ReuRagoegi Wettin
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Rothenburg ununterbrochen eführtUnterſchied, da nicht mehr ine n ab gern
Dienstag und Donnerstag regelmäßig dis Wettin und Kothenburg gefahren wird, nach Neue Rageez aber täglich nachmittags.

Aus den Nachbarkreiſen.
Das ſtaats gefährliche Rot.

Die Frage: „Wann beginnt ein außergewöhn-
liches Leichenbegängnis im Sinne des Reichs
vereinsgeſetzes?“ wurde in der geſtrigen Verhandlung
des Ka mmergerichts entſchieden in der Angelegenheit
der mehrfach erörterten Hettſtedter Kranzſchleifenaffäre. Ende
vorigen Jahres wurde in Hettſtedt im Mansfelder Ge
birgskreis ein Handelsmann, welcher der ſozialdemokrattſchen
Partei angehört hatte, beerdigt. An dem Leichenbegängnis be
teiligten ſich auch der Geſangverein Freiheit und der Sozial
demokratiſche Verein aus Hettſtedt. Während im Trauerhauſe
im Beiſein eines Geiſtlichen eine Trauerfeier abgehalten
wurde, nahmen Mitglieder der Vereine und andere Leid
tragende auf der Straße vor dem Trauerhauſe Aufſiellung.
Gs kamen dann auch der Schuhmacher Bauerhin und der
Maurer Hildebrandt mit Kränzen, an denen große rote
Schleifen befeſtigt waren. Es waren die Krängze des Ge

Freiheit und des Sozialdemokratiſchen Vereins.
und H. nahmen ſo Aufſtellung vor den auf der Straße

wartenden Leidtragenden, daß zwiſchen ihnen und dem Leichen
wagen genügend Zwiſchenraum blieb für den Geiſtlichen und
für die Angehörigen des Verſtorbenen, und warteten ſo das
Ende der Leichenfeier im Hauſe ab. Der Polizeikommiſſar
Fiſche r erſchien und verlangte die Entfernung der Schleifen
von den Kränzen. B. und H. hielten ſich dazu nicht berechtigt
und trennten die Schleifen nicht ab; ſie widerſetzten ſich aber
auch nicht, als der Kommiſſar nun die Schleifen abſchnitt, wo
bei V. und H. die Kränze entglitten.
B. und H. wurden angeklagt. Die Strafkammer Halle
als Berufungsinſtanz ſprach ſie jedoch frei ſowohl von der
Anklage der Uebertretung einer mansfeldiſchen Kreispolizei-
verordnung, als auch von der Anklage der Uebertretung der

e v und 19, Ziffer 1 des Reichsvereinsgeſetzes.
die Verordnung angeht, ſo wurde angenommen, daß eine

Widerſetzlichkeit gegen die Anordnung des Kommiſſars auf
Entfernung der Schleifen nicht vorliege, ſo daß auf die Frage
der Gültigkeit der Polizeiverordnung nicht eingegangen wer-
den brauche. Dann wurde in vereinsrechtlicher Beziehung aus
geführt:

Hurch 8 10 Ziffer 1 des Reichsvereinsgeſetzes in Verbindung
mit den 88 7 und 9 desſelben Geſetzes ſei nicht nur die Ver
anſtaltung öffentlicher Verſammlungen unter freiem Himmel
und dffentlicher Aufzüge ohne polizeiliche Genehmigung unter
Strafe geſtellt, ſondern auch die Veranſtaltung ungewöhn-
licher Leichenbegängniſſe, wenn ſie ohne Geneh-
migung erfolge. Es ſei auch anzunehmen, daß hier die Mit-
führung der Kränze mit den großen roten Schleifen das
Leichenbegängnis zu einem außergewöhnlichen gemacht haben
würde, zumal Beerdigungen mit roten Schleifen
in Hettßedt bisher nicht vorgekommen ſeien
und zweifellos das Ganze den Charakter einer ſozialdemo
kratiſchen Demonſtration erhalten haben würde.
z als Veranſtalter des ungewöhnlichen Leichenbegängniſſes
wür und H. dann anzuſehen ſein nach der ganzen Art
und Veiſe, wie ſie Aufſtellang nahmen mit ihren Kränzen.
Aber durch dar Dazwiſchentreten des Kommiſſars ſei die Mit
m der Kränze im Leichenzuge verhindert worden. So

ſeit das außergewöhnliche Leichenbegängnis nicht zu
ſtande gekommen. Nur deshalb könnten die Angeklagten nicht
beſtraft werden.

Das Kammergeright hob auf die Reviſion der
Staatsanwaltſchaft am 14. Auguſt das Urteil des
Landgerichts Halle auf und verwies die Sache zu nochmaliger
Vorhandlung an das Landgericht zurück. Begründend wurde
ausgeführt: Ohne Rechtsirrtum habe das Landgericht ange
nommen, daß vorliegend die Vorausſetzungen eines ungewöhn-
lichen Leichenbegängniſſes gegeben ſeien und daß den Ange
klagten die Rolle der Veranſtalter zufalle. Unzutreffend
ſei aber die Annahme des Landgerichts, daß das außergewöhn
liche Leichenbegängnis noch nicht begonnen gehabt habe.
Das Kammergericht nehme an, daß der Begriff des Leichen
begängniſſes im Sinne des S 9 des Vereinsgeſetzes das
2747 als Ganzes umfaſſe und daßbloß die Zeit gemeint ſei, wo ſich der Trauerzug vom

rauerhauſe nach dem Friedhof bewege. Es ſei früher ſchon
ausgeſprochen, daß die Verſammlung am Grabe zum Leichen
begängnis gehöre und daß das Leichenbegängnis noch fort
dauere, wenn die Leiche bereits in die Erde hinabgeſenkt wor-
den ſei, ſo daß die Sichtbarkeit der Leiche beziehungsweiſe des
Sarges nicht zur Erfüllung des Begriffs des Leichenbegäng-
niſſes gehöre. Daraus müſſe gefolgert werden, daß ein Leichen-
begängnis auch bereits dann begonnen habe, wenn wäh-
rend einer Trauerfeier im Hauſe die daran nicht teilnehmen-
den Leidtragenden bereits vor dem Hauſe Aufſtellung ge
nommen hätten, wie das hier der Fall geweſen ſei, bevor der
Beamte die Gntfernung der roten Schleifen herbeiführte. Die
Leute, die ſich draußen aufgeſtellt hätten, nähmen ebenſogut
bereits an dem Leichenbegängnis teil, wie diejenigen, die im
Hauſe ſeien und der Rede eines Geiſtlichen oder irgendeines
andern lauſchten. Aus den Feſtſtellungen des Vorderrichters
ergebe ſich auch, daß dieſer Teil des Leichenbegängniſſes be-
reits begonnen gehabt habe, als die Angeklagten hinter dem
Leichenwagen und vor dem Trauerzuge Aufſtellung genommen
hatten und als der Polizeikommiſſar die Entfernung der
Schleifen verlangte. Die Freiſprechung der Ange
klagten ſei daher nicht zu rechtfertigen und die
Sache müſſe zur anderweiten Entſcheidung an das Land-
gericht zurückverwieſen werden. Das famoſe Reichsvereins-
geſet hat wirklich „große“ Fortſchritte gebracht.

Eisleben. Tiſchler, i nicht dem Dez. Holzrbeitexverband angehören, wurden im Jnſeratenteil der
gleber ng nach Hamburg geſucht. Jn Hamburg hen die
iſchler mit den Unternehmern noch Weh Kampfe Falle

deshalb niemand auf das Streikbrechergeſuch hinein.
Hettſtedt. Rekrutendrill im Kriegerverein. Die ver

einigten Kriegervereine haben durch Zirkülar die demnächſt zum
Militärdienſt Eintretenden zu einer Serie von Vorträgen einge
Jaben, um ſie angeblich auf den „erſten n r ihrerDienſtzeit vorzubereiten und ihnen den Abſchied vom Elternhauſe
n erleichtern“. Wir glauben ſelbſtverſtändlich nicht, daß die jungen

Leute auch darauf vorbereitet. werden, wie ſie von dem ihnen
zuſtehenden Beſchwerderecht Gebrauch machen oder ſich gegen die
nicht abreißenden Kaſernenquälereien wehren ſollen. Durch patri

Reden und Exerzilien will man dem Rekrutenleutnant die
Arbeit erlzichtern und dein zukünftigen Vaterlandeverteidiger, noch
vor dem VBeireten der Kaſerne ſuggerieren, er in des „Königsſen, das weit über de dededn chen Ziviliſtenpadehe Wie unten

en Kri per en Rat geben, zunächdaß die Behandlung beim lenr 3n r e e e e l

wird der Unterſchied zwiſchen
groß ſein. Wir wollen ja zuetwas zurüg edangen ſind

vereine erzielt, ſondern das iſt dem durch ſeine
Militäretat bekannten Abgeordneten Bebel und mit ihm der
r n eichstagefraktion als anzurechnen.er ſollen die Vorträge auch nach der Richtung hin ausgedehnt
werden, daß den jungen Leuten ſchon vorher au ndergelrt
wird, wie ſie gegebenenfalls auf und tter zu ſchießen

wäre dies für Mandfelder Verhältniſſe keine dankbare
ufgabe, denn wenn auch durch den Drucü der Gewalthaber die

Mitgliederzahl in den Vereinen nicht mehr zurückgeht, aus den
Kerzen, der jungen Mansfelder tilgen ſie die Schmach nicht aus.

eim Gedanken an die Maſchinengewehre, die autgepſlans wurden
um die für ihr Koalitionsrecht h Bergarbeiter in
zu halten, wird der Groll gegen ſolche Vergewaltigungen niemal
verſchwinden. Aber auch die hieſigen Organiſationsleitungen wer
den auf dem Poſten ſein, wenn es gilt, die vom Militär Zurück
kehrenden zu empfangen und ſie in die Reihen der klaſſen
bewußten e aufzunehmen. Dieſe Arbeitsbrüder wer
den wir über die Haltung und Stellung der Kriegervereine zum
wirtſchaftlichen und politiſchen Kampf des Proletariats gebührend
aufklären.

Gräfenhainichen. Brände. In dem benachbarten Dorfe
Radis entſtand am Sonntag bei einem Landwirte rn das
jedenfalls durch Kurzſchluß entſtanden iſt, denn die Dreſchmaſchine
wird elektriſch betrieben. a und Ställe brannten bis auf
die Mauern nieder. Ju Bergwitz wurden durch Blitzſchlag
in der Schmiede die Scheune und ebenfalls die Ställe in Brand
geſetzt. Auch wurde eine Kuh vom Blitz erſchlagen. Die Löſch
arbeiten wurden erſchwert, weil die Spritze mit den Löſchmann
ſchaften ſchon zur Löſchung eines Wieſenbrandes ausgerückt war.
T Ebenſo zündete der Blitz in einem Gehöft in dem nahe bei
Bergwitz gelegenen Gnieſt.

Eilenburg. Unfall oder Selbſtmord? Unmittelbar am
Bahnhof Mensdorf der Eiſenbahnſtrecke Eilenburg Wittenberg
wurde heute morgen ein Mann, dem der vdm Rumpfe ge
trennt war, auf dem Gleiſe liegend tot aufgefunden. Der Tote
ſoll ein Einwohner aus Mensdorf mit Namen Hempel ſein.
W poläcksfatt oder gar Selbſtmord vorliegt, iſt noch nicht feſt
geſtellt.

Pieſterig. Folgen der Hitze. Montag morgen fiel eine
vom Bahnhofe kommende Frau in der Grünſtraße in Klein
Wittenberg, vom Hitzſchlage getroffen, um. Die Unbekannte wurde
einſtweilen beim Fleiſchermeiſter Bock untergebracht.

Jefſen. Hitzſchlag. Der auf dem bengchbarten Rittergute
Hemſendorf beſchäftigte Arbeiter Klebe aus Klöden wurde dieſer
Tage auf der Straße zwiſchen Schätzberg und Klöden tot aufge
funden. Hitzſchlag war die Todesurſache.

Artern. Hitzſchlag. Die Ehefrau des Maurers Louis
Thieme erlitt gelegentlich einer Trauerfeier auf dem Friedhofe
einen Hitzſchlag.

Torgau. Achtung, Stadtverordneten wähler! Der
Magiſtrat macht bekannt, daß die diesſährige Liſte der ſtimm
fähigen Bürger zu den Wahlen der Stadtverordneten in der Stadt
ſchreiberei vom 15. bis 90. Auguſt während der Dienſtſtunden
zur Einſicht offen ausliegt. Etwaige Einwendungen ſind inner-
halb dieſer Friſt bei dem Magiſtrat anzubringen. Sichere ſich
jeder ſein Wahlrecht. Denn wer nicht in der Liſte ſteht, darf am
Wahltage nicht wählen.

Zipfendorf. Zwei Bergleuteverſchüttet. Auf dem
Schädeſchacht wurden zwei Bergleude verſchüttet und ſchwer
verlegt. Der eine brach beide Beine, der andere erlitt neben
einem Beinbruch ſchwere Verletzungen an der Bruſt.

Erfurt. tegh Roy brünſte. Ein großes Feuer, das am
Sonntag im betzachbarten Sömmerda ausbrach, wütete
den ganzen Tag und äſcherte 18 Wohnhäuſer und ungefähr
30 Nebengebäude mit vielem, zum Teil wertvollem Jnventar ein.

n der Unſtrut herrſchte Wa Fwongen ſo de die Feuerwehr
re Zuſlucht u den wenig Waſſer führenden W nehmen

mußte, um ein Ueberſpringen der Flammen enachbarte
Viertel zu ve r Es wurden einige Häuſer eingeriſſen.
Auf dieſe Weiſe gelang es, dem Brande Einhalt zu tun. Der
Sagen iſt ſehr bedeukend. Der große Brand, von dem die
Städt Duderſtadt nein worden iſt, iſt nach der Ein-
aſcherung des ganzen Stadtviertels „Sack“ zum Still
ſtand gekommen. Viele Ardeiter, die auswärts arbeiten und
tagsüber oder auch die ganze Woche fort ſind, fanden bei ihrer
Heimkehr am Sonnabend an der Sielle, wo ihre Wohnhäuſer
ſtanden, nur noch rauchende Trümmenhaufen vor. Herzzerreißendwar das Weinen und Schluchzen der Pueie Frauen und
Kinder, die in den Straßen und auf den Plätzen obdachlos
herumirrten.
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Gewerkschaftliches.
Znternationale Konferenz gewerkſchaftlicher Landeszentralen.

Jn Budapeſt findet gegenwärtig die 7. internationale Konfe-
renz der Vertreter der gewerkſchaftlichen Landeszentralen ſtatt.
Die Konferenz iſt von 26 Delegierten, die 18 Länder vertreten,
beſucht. Die Delegierten repräſentieren 6 Millionen organi-
ſierte Arbeiter. Es ſind außerdem anweſend 3 Vertreter
einer nicht angeſchloſſenen Landeszentrale in Bulgarien und ein
Vertreter der nicht angeſchloſſenen Workers of the World. Bei
der Feſtſtellung der Präſenzliſte proteſtiert der Vertreter der
letzteren Organiſation gegen die Anweſenheit von James Duncan,
den Vertreter der Federation of Labor, die angeſchloſſen iſt. Es
entſpinnt ſich eine ſehr lange Debatte über den Anſchluß der
Workers of the World, die ſich aber weſentlich in eine prinzipielle
Auseinanderſetzung verläuft, ob es zuläſſig iſt, daß der Delegierte
der Federation of Labor gleichzeitig Mitglied der Civic Federation,
einer Organiſation iſt, deren Tendenzen auf den Ausgleich der
Gegenſätze zwiſchen Unternehmer und Arbeiter gerichtet ſind.
Die Franzoſen Jouhaux und Yvetot, ſowie der Oeſterreicher
Hueber wenden ſich gegen die Zugehörigkeit zu einer ſolchen
Organiſation, Legien, die engliſchen und der holländiſche Vertreter
wollnn die Frage überhaupt ausgeſchieden wiſſen, da es niemanden
was angehe, welcher Organiſation ein Vertreter außer ſeiner Ge
werkſchaft noch angehöre. Auf Antrag der Holländer wird mit
allen gegen 5 Stimmen beſchloſſen, die Frage nicht zuzulaſſen.
Die Diskuſſion wendet ſich dann der Frage zu, ob die Workers
of the World den internationalen Gewerkſchaften angeſchloſſen
werden kann. Hierbei wird die ganze amerikaniſche Gewerkſchafts
und Parteifrage aufgerollt. Die Vertreter der beiden amerika-
niſchen Organiſationen geraten ſcharf aneinander. Nach langen
Auseinanderſetzungen wird der Antrag auf Anſchluß der Workers
of the World einſtimmig abgelehnt.
Jn der Freitag- Sitzung wurde der Bericht des internationalen
Sekretärs diskutiert und die bulgariſche Streitfrage behandelt. Jn
Bulgarien beſtehen auch zwei Landeszentralen, deren eine bisher
nicht zugelaſſen wurde. Auf Antrag der Delegierten aus Oeſter
reich, Ungarn, Kroatien, Bosnien und Serbien wird beſchloſſen,
bis zur nächſten internationalen Konferenz beide bulgariſche Lan-
des Zentralen nicht zuzulaſſen und ihnen aufzugeben, ſich zu
einigen.

Zu der Frage der Jnternationalen Unterſtützungs-
aktionen liegt ein längerer Antrag der Landeszentrale Schweizvor, der für die internationalen Hilſgaktionen einheitliche Normen

ſchaffen will. Zu dem Antrage werden Abänderungs Vorſchläge
geſtelli und verhandelt.

Merſei.
Endlich Abkühlung

W Mitteldeutſchland iſt am en Dienstag eine merkliche
1ung ei eten, nach n Montag nachmittag dert Fee. Der er ſich

arten,
Berlin, 15. Auguſt, olge des Verderbens vieler Bahntrandporte ſind die e Milchtransporte für Berlin ſtark

W gegangen, ſo daß mit einer Milchnot gerechnet werden
muß.

Altena i. W., 14. Auguſt. Da die ungeheure Hitze die Arbeit
in den Fabrikbetrieben faſt unerträglich geſtaltet, gehen die Be-
triebe in der hieſigen Gegend dazu über, mit der Arbeit ſchon
morgens 4 Uhr zu beginnen. Um 12 Uhr tritt eine Pauſe
bis 4 Uhr nachmittags ein.

Dresden, 156. Auguſt. Wegen andauernder Hitze iſt das
Kgl. Schauſpielhaus bis auf weiteres geſchloſſen worden,
eine Maßregel, die bisher einzig daſteht.

Kinderſterblichkeit in Offenbach.
Offenbach, 14. Auguſt. Der Tod räumt hier unter den

in erſchreckender Weiſe auf. Die Sterblichkeit hat in
der Woche vom 380. Juli bis 56. Auguſt ihren bisher höchſten
Stand erreicht. Es ſtarben in dieſer Zeit nicht weniger als
26 Kinder im Alter von unter einem Jahr.

Brände infolge der Hitze.
Cuxhaven, 14. Aug. Das Woße fiskaliſche Moor und die

Heide an der Grenze der Kreiſe Hadeln und Lehe brennen feit
eſtern. Eine große Strecke iſt bereits vernichtet. Jn Belum
rannte das Gut Leiſewitz mit allen Zebäuden, Erntevorräten

und Jnventar nieder. Die Urſache iſt Selbſtentzündung.
Wermelskirchen, 14. Auguſt. Jn der BVandſtuhl-

von Arnold Oberlach brach geſtern abend durch
elbſtentzündung Feuer aus, das ſehr bald auch auf das Wohn

und das danebenliegende Haus des Möbelhändlers von der
ichen übergriff. Da Waſſermangel herrſchte, war die Feuer

wehr machtlos. Der entſtandene Schaden beziffert ſich auf
100 000 Mark.

Dresden, 14. Auguſt. Jm Vororte Wachwitz brach in einem
von zwei Familien bewohnten Hauſe Feuer aus, das ſich mit
raſender Schnelligkeit verbreitete. Die im erſten Stock wohnende
Witwe Schneider und ihr zweijähriges Pflegekind kamen inden Flammen um, während ſ ein zehnjähriges Mädchen
durch einen behergten Sprung auf die Straße rettete.

Hamburg, 15. Auguſt. Jm Buxtehude iſt geſtern nach
mittag beim Gaſtwirt Koop in der Breiteſtraße Großfeuer ent
ſtanden, das ſich raſch auf die Langeſtraße ausdehnte.
29 Wohnhäuſer, über 20 Hintergebäurde ſind einge-
äſchert. Die Dampfſpritzen von Hamburg und Harburg hatten
den ganzen Nachmittag über zu tun, erſt in der 2. Morgenſtunde
wurde das Feuer bewältigt. Auch ein Me 75 en leben

egen läßt aber immer noch an

fiel dem Brande zum Opfer. Das Rathaus, welches 300 Jahre
alt iſt, wurde ein Raub der Flammen. Koſtbare Akten aus dem
16. und 17. Jahrhundert ſind verbrannt.

Verviers, 15. Auguſt. Beim Waldbrand an der deutſch
belgiſchen Grenze ſind über 600 Hektar Waldbeſtand zerſtört.

Maſſenunfälle beim Baden.
Köln, 14. Auguſt. Nachdem in wenigen Wochen der Rhein

allein bei Köln über hundert Opfer gefordert hat, kam es
eſtern im neuen Strandbade bei Rodenkirchen zu einer Kata

trophe. Zwölf Perſonen ſind in kurzer Zeit ertrunken: acht
Männer, drei Knaben und ein a r Mädchen. Letz
teres war mit einer befreundeten Familie ins Bad gegangen.
Scherzend ſprang ſie, einen Mann umſchlingend, in den Rhein.Beide kamen n mehr zum Vorſchein, und ihre Leichen ſind
noch nicht gefunden.

t Ungläücksfälle.

Mühlheim a. Ruhr, 14.
4 Uhr ſtürzte in dem n n lenkamp eine
Bau begriffenen drei Neubauten des Fabrikanten W. Hoff
mann ein. Bisher konnten dier Arbeiter unter den
Trümmern ſchwer ve ezereetegen werden. Wie
n Arbeiter noch unter den Trümmern liegen, iſt noch unbe
aännt.
Frankfurt a. M., 15. Auguſt. Geſtern nachmittag ſtießen

fünf abgeſtoßene Güterwagen beim Rangieren auf den König-
ſteiner Perſonenzug im Höchſter Bahnhof auf. Durch den Zu
ſammenſtoß wurden 6 Perſonen verletzt, jedoch waren
die Verletzungen leichter Natur.

Pola, 16. Auguſt. Auf dem Kriegsſchiff Radetzky wurde
während einer Uebung mit Ankern einem Matroſen von der
Ankerkette der e vom Rumpfegeſchnitten,
Der Kopf fiel ins Meer und konnte nicht gefunden werden.

Militärtragöbie.
Debresgin, 15. Auguſt. Während einer Gefechtsübungwiſchen dem 3. und 4. VonvedJnfanteriere iment ließ der

Uebungeleiter, Feldmarſchall-Leutnant Oczak das Feuern ein

ſtellen, weil ſcharf d en wurde. Die Unterſuchung ergabdaß der i arl Neuhaus dem e cha ums

eute r gegener im

hatte erſchießen wollen, weil ihm derſelbe eine Rüge erte
hatte. Neuhaus wird vor ein Kriegsgericht geſtellt werden.

Beim r re n gugeſiegenaris, 14. Auguſt. er geſtern von Calais aufgeftiegenegiſe er Radley, den Kanal überfliegen wollte, iſt an ſeinem
Veſt mmungsort Dover nicht angelangt und man hat die
ernſteſten Beſorgniſſe um ihn.

Amerikaniſche Lynchjuſtiz
Neuyork, 14. Auguſt. Ein Vol n Coalesville

(Pennſylvanien) holte einen ſchwarzen Räuber, der einen Poli-
iſten ermordet hatte und dabei ſelbſt verwundet wurde, ausLem Hoſpital, ſchleppte ihn an die Stätte des Verbrechens und

verbrannte ihn.
Drahtloſe Verbindung mit Aegypten.

Paris, 13. Auguſt. In Uccel iſt eine Station für draht
loſe Telegraphie errichtet worden, die dem Verkehr mit
Aegypten dient.

Drahtloſe Telegraphie im Aeroplan.
Verſuche mit drahtloſer Telegraphie von Bord eines Aero

plans wurden bei Paxis durch Hauptmann Brenot mit gutem
Erfolg ausgeführt. Das Fluggeug, auf dem der Apparat in
ſtalliett wurde, war ein von Leutnant Menard geſteuerter
Farmanzweidecker. Der Funkenſpruchapparat wiegt nür 14
Kilograinm, jedoch mußte zu ſeiner Anbringung Verſtärkungender Organe es Flugzeuges im Geſamtgewicht von 11
ramm vorgenommen werden. Der als Antenne dienende
raht kann erſt abgewidelt werden, wenn der Aeroplan ſich

im Fluge befindet. Er hängt in einer Fang on 120 Metern
erab. Die nötige elektriſche Energie für die Entſendung der
ertzſchen Wellen wird vom Motor des Fluggeuges, der 50
ferdekräfte hat, geliefert. Hauptmann Brenot und Leutnant

Menard wiegen zuſammen 155 Kilo. Sie nahmen für vier
Stunden Benzin und Oel mit. Es gelang, Funkentelegramme
an die Station des Eiffelturms aus Ent gen von 45 bis
58 Kilometern und aus einer Höhe von etern zu ent
ſenden. Hauptmann ot ſandte an den x er fol
endes Telegramm: „Auf einem Flug r aint Cyr m
re gar en t Wo r 3 prdi nachtungsvoller Ergebenheit. ebenHauptmann Brendt kofft r dem

Wald von Rambouillet.“ dernächſten ar h aus 100 euren er Entfearnung fenden zu können. Die drahtloſe telegraphiſche Verbin
dung zwiſchen dem Eiffelturm und der marotkkaniſchen Hauptſtadt Jes durch Vermil lung 4 Fwien on in

h n et h



Volkswirtſchaftliches.
Die Entwicklung der G. m. b. H.

Zu den volkswirtſchaftlichen Einrichtungen, die in den letzten
Jahren eine ganz außerordentliche Ausbreitung gefunden
haben, gehören die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung. Die
geſetzlichen Vorſchriften, deren Beobachtung zur Gründung
einer G. m. b. H. notwendig iſt, ſind ziemlich einfacher Natur.
Das „Geſetz, betr. die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung
vom 20. Mai 1898“ iſt beſtrebt, den Bedürfniſſen des geſteiger
ten Verkehrs Rechnung zu tragen und eine Geſellſchaft auf
möglichſt einfacher Grundlage und verſchiedenen Zwecken an
paſſungsfähig zu ſchaffen. Die Vorſchriften ſind auf das Not
wendigſte beſchränkt.

Jm Jahre 1910 wurden nicht weniger als 3872 G. m. b. H.
mit 385,5 Millionen Mark Kapital neu gegründet. Von dieſem
Betrage wurden nur 92 Millionen Mark durch Sacheinlagen
gedeckt. Jm Jahre 1910 traten 946 G. m. b. H. mit 107,9 Mil-
lionen Mark Stammkapital in Liquidation. Bei 222 Geſell
ſchaften mit 25,1 Millionen Mark Kapital wurde das Konkurs-
verfahren eröffnet. Jnsgeſamt waren am 31. Dezember 1910
in Deutſchland vorhanden: tätige Geſellſchaften m. b. H.
19 650 mit 3880,68 Millionen Mark Stammkapital; G. m. b. H.
in Liquidation 2437 mit 340,14 Millionen Mark Stamm-

44 W r V mit e en n a c e rv 3 äe ereneeeee t rn er uSeelen
kapital; G. m. b. H. in Konkurs 6574 mit 80,74 Millionen
Mark Stammkapital. Jm Jahre 1910 haben 944 der beſtehen
den G. m. b. H. ihr Stammkapital erhöht und zwar um 87,6
Millionen Mark.

Die immerhin große Zahl der in Liquidation und Konkurs
getretenen Geſelſchaften zeigt, daß das Geſetz auch Mängel hat
und nicht alles Gold iſt, was glänzt. So können z. B. als „Ein
lagen“ alle möglichen Dinge angegeben und nach Belieben be
ziffert werden. So wird mitunter die „Kundſchaft“, die
Branchekenntnis, irgend ein Patent uſw. „eingebracht“ und mit
vielen Tauſenden Mark bewertet, wodurch Stammkapitals-
beträge herauskommen, die in Wirklichkeit nicht vorhanden ſind.
Es ſind deshalb mit der Entwicklung der G. m. b. H. auch Ge
fahren für die Volkswirtſchaft verknüpft. Eine gewiſſe Vor
ſicht manchen Geſellſchaften gegenüber iſt daher ſehr ange
bracht.

Verſammlungsberichte.
Transportarbeiter. Jn der am letzten Sonnabend abgehaltenen

Monatsverſammlung unterhielt Gen. Jlgner die Anweſenden
durch Rezitationen r und heiterer Dichtungen. Der Vor
tragende verſtand es, den überaus zahlreich erſchienenen Mit
gliedern den Jnhalt der Dichtungen verſtändnisvoll zu Gehör zu

3

bringen und erntete reichen Beifall. Jm Anſchluß z

e ſtatt. Vor u d tordnung wurde das Andenken des verſtorbenen Kollegen Reif
in der üblichen Form geehrt. Ausgeſchloſſen wurde der Ar-
beiter Albert Geiersbach wegen Denunziation ſeiner Mit-
arbeiter. Für die bevorſtehende Gewerbegerichtswahl wur-

den die Kollegen Kreßmann, Hillner und Schäfer als dem
Kartell vorzuſchlagende Kandidaten nominiert. Die Kollegen
werden nochmals auf die am 26. Auguſt ſtattfindende Gondel-
partie mit nachfolgendem Sommernachtsball im Trothaer
Schlößchen aufmerkſam gemacht. Die Abfahrt erfolgt 9 r
abends von der Peißnitzbrücke. Sonntag, den 20. Auguſtfindet das Gewerkſchaftsfeſt in Ammendorf ſtatt und die dor
tigen und in der näheren Umgebung wohnenden Mitglieder
werden erſucht, ſich an dem Feſtzug zu beteiligen, wer von
dem Schillerplatz 8 Uhr ſeinen Ausgang nimmt. Die For-
derungen der Kohlenarbeiter ſind den Geſchäften bereits zuge-
ſtellt und wird eine Verſammlung, welche am Donnerstag
abend bei Streicher ſtattfindet, ſich mit den eingegangenen Ant-
worten beſchäftigen. Die Eiſenbahndirektion Halle hat
wieder einmal den bekannten Ukas erlaſſen mit dem Hinweis
auf die „ordnungsfeindlichen“ Beſtrebungen der Reichsſektion
der Eiſenbahner. Bei Strafe der Entlaſſung oder Einleitung

eines Diſziplinarverfahrens wird den Eiſenbahnern das ihnen
geſetzlich gewährleiſtete Koalitionsrecht geraubt. Dieſe Ver
fügung weckt hoffentlich wieder einen Teil von jener Kraft, die
ſtets das Böſe will und das Gute ſchafft.
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tärs Friedrich Kleeis.
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öbeltransporte Peter billig
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träger und
Die Volkshuchhandlung,

Harz 42/43.

Standesamtliche Nachrichten.

Halle-Süd (Steinweg 2) 14. Aug. er

Aufgeboten: Arbeiter
und Marie Parſchk (Gr. Märker
ſtraße 21 und Krauſenſtraße 1).
Lehrer Hofrichter und Emma
Schräpler pgrtraſe 47 u. Böll
bergerweg StenerſekretärBlaſius und 3, on el (Halle u.
v Heizer Kaſtner und l
K. Wahren und Kelbra).Fort Karte und L.

ppe ſ.

I Don
Direktion: Guſtav Poler.
ver e letzten Male:

teurer
wittu n ven z. Ansuſt:
Der chef in Veſlernen.

Melodramiſches nur
in 4 Akt. (11 Verwandlun
v. Woller Melville u. Slegfr. V. w.
Muſik von Edward Reeves.
Jn Szene geſetzt v. A. Bübener.

eg 63). Arbeiter RühlemannD. Echätenſtr 25). ngenieur
Pröſchel T. Marienſtraße 9).
Arbeiter Sikora S. (Böllberger-
weg Jngenieur Gebhardt
S. re enſenerſtr. 10x). Schloſſer
Becker T. (Beeſenerſtraße 5). Ar
beiter Schreck T. (Zwingerſtr. 25).
Viktualienhändler Häcker Tochter
(Königſtraße 26). Kupferſchmied
Cornelius T. Taubenſtraße 6).

Geſtorben Maurers Heſſel-
barth aus Gr.-Kayna S., 9 J.J Arbeiters Kreutzmann T.,
9 Mon. (Herrenſtr. 11). Privat
mann Keck, 71 J. (Lindenſtr. 75).
Maſchinenwärrere Döpelheuer S.,
2 Monate (Raffinerieſtraße 6).
Schloſſers Hitzſchke S., 2 Jahre
Kehaeerwaßegg 20). Arbeiters

anke 3 Wochen (Fleiſcher
ſtraße Schneidermeiſters
Lagens Ehefrau Roſa geb. Bede
ſenn, 39 J. (Weingärten B.
Geſchirrführers Me h

ſtr. 15). Arbeiters Schmidt
5 Mon. rinerten 21).

Lokomotivführers a. D. Fiſcher
Ehefrau Erneſtine geb. Kühling,

71J. 6). FormersKrippner S., 2 J. Hattenſer 15).
Arbeiters Radalewsty 2 J.Schmiedſtr. 5 Abel winer
aus Zſcherben T., 1 n W
Eiſenb. Schaffner N 34 J.Kreiſe 12). Witwe Berta

auch geb. Kuliſch, (Anker-
ſtraße 9). Maurer Bley. 57aus Unt.-Eſperſtedt (Grünſtr. 7/8).

Arbeiters Dietrich T., 5 n.(Martinſtr. 14). Arbeiter Olbricht,

80 J. (Beeſen z TrDöring T., 4
Arbeiters PLilienſtr 5 hHalle Rord n r 30)

eboten: Rö dn
Kobitzſch en Fiſcher
elmſtraße 2 und Weg

alter Enge und Ella Dörner
Löbau und Gr. Goſenſtraße 23).

oren SeichendorffſtraßeZur Noſchka Tocht. a
Frbe enſt Arbeiter

Wa Vogel hn Se
tra

G Tapezierers undBraune T., 2 Mon.
Gabelsber e 11n ev 84 e en r

e S n

erſiegel

THoh(Trothaerſtr. e ne Neu
mann (Halle und Könnern). Ar mann Sohn,beiter Otto und M. Kunze (Chem ſtraße l bach
nitz und Halle). rtwig, S J. (Petersbergſtr. 42).Sdeſctieſnnagen: Poſtſekretär Maurers e S., 1 J. eBrenner u. Anna Müller (Halber ſtraße 56). Sauiede ünkel

S 14 und HallorenTocht, 1 Genriettenſtr. 37).traße Sumere rnrh ger gen T. z Monate
argarete ichar nerſtr. unterBerlin und Dresden). r ters Barthel T., sie

oren: Schloſſer Utzelmann S tr. n Arbeiters Wig
Zw. Böllbergerweg 20). Kauf Sohn, 2 Burgſtraße 63).mann n Char Simeniermanne Nebelung aus Nietlottenſtraße 8). boſer ende leben 10 Mon. (Harz 51).Edltenſtraße ffner Paſtors emer. Junker gen

rader S. (Mangsfelderſtr. 43). Anna, geb. n J.an Martin T. (Bernhard Sagen Drechslerset 62 z greeig Kahl T n Eichendorffe er v 17) u meil, We T. ecegreh 1 lmine,Atzerodt T. (Bö ler 6i J. Ludw.

R Mie Fuſerate derantwortlich: m i Perleger: e r r
J c n S
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